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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 
 

Allgemeinverfügung 
Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071 

 
des 

Landkreises Aurich 
 

über die Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im öffentlichen Personennahverkehr  
 

1. Rechtsgrundlagen 
 

Auf Grundlage von § 8 Abs. 3 und § 8a Abs. 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes 
(PBefG)2, § 4 Abs. 1 Nr. 1b des Niedersächsischen Nahverkehrsgesetzes (NNVG)3, § 10 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG)4 sowie Art. 3 Abs. 2 in Verbindung 
mit Art. 2 Buchstabe l) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlässt der Landkreis Aurich die 
nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im 
ÖPNV nach § 1 Abs. 2 NNVG und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile 
im Zusammenhang mit der Beförderung von Fahrgästen mit einem Deutschlandticket. 

 
2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung  

 
2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Ziffer 

2.2) öffentliche Personenverkehrsdienste im ÖPNV erbringen, sind verpflichtet, während der 
Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Ziffer 9) das Deutschlandticket im Sinne des § 9 
Abs. 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif im Sinne des Art. 3 Abs. 2 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift 
entsprechend Ziffern 2.1 und 2.2 anzuerkennen (im Folgenden „Tarifanerkennung“ bzw. 
„Tarifanerkennungspflicht“) und zu kontrollieren. Zudem haben die Verkehrsunternehmen 
grundsätzlich einen Nachweis zu erbringen, dass sie ernsthafte Bemühungen zur Einführung 
des Vertriebs des Deutschlandtickets unternommen haben. Eine Befreiung von dieser 
Nachweispflicht kann dadurch erlangt werden, dass das jeweilige Verkehrsunternehmen den 
entsprechenden Nachweis erbringt oder das Deutschlandticket tatsächlich vertreibt.  
 
 
 

______________________________________ 
1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom  
23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in 
der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 
14. Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des 
Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22). 
2 Personenbeförderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. August 1990 (BGBl. I S. 
1690), zuletzt geändert durch Art. 23 des Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56). 
3 Niedersächsisches Nahverkehrsgesetz, verkündet als Art. 1 des Niedersächsischen Gesetzes zur 
Neuordnung des öffentlichen Personennahverkehrs vom 28. Juni 1995 (Nds. GVBl. 1995, S. 180), 
zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 02.03.2017 (Nds. GVBl. S. 53). 
4 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 588). 
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Die Tarifanerkennung beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit einem gültigen 
Deutschlandticket zu den bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingungen gemäß den 
Tarifbestimmungen Deutschlandticket vom 7. März 2023 (Anlage 2), ohne dass den 
Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die Verkehrsunternehmen sind im 
Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem nach Nr. 4 der Muster-
Richtlinien Deutschlandticket und Nr. 4.3 der Richtlinie Niedersachsen Deutschlandticket 
2023 berechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für 
das Deutschlandticket für das Jahr 2023 teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Daten 
bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und ggf. 
diese Ansprüche überschießende Einnahmen abzugeben gemäß dem Beschluss für ein 
bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem Deutschlandticket 
auf Basis des „Leipziger Modellansatzes vom 20.03.2023 (Regelungen zur 
Einnahmeaufteilung) (Anlage 5). Soweit ein Verkehrsunternehmen Verkehrsleistungen auch 
in den Bezirken anderer Aufgabenträger erbringt, gilt die Verpflichtung nach dem 
vorstehenden Satz für das Verkehrsunternehmen, wenn das Unternehmen im Verhältnis zu 
diesen anderen Aufgabenträgern ebenfalls einen Ausgleichsanspruch erwirbt, der dem 
Anspruch nach dieser allgemeinen Vorschrift und den Vorgaben der Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2023 entspricht, und wenn der Aufgabenträger eine entsprechende 
Verpflichtung bzgl. der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung auch für alle anderen 
in seinem Zuständigkeitsbereich tätigen Verkehrsunternehmen schafft, die 
Ausgleichszahlungen nach den Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023 erhalten.  
 
Die Verkehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, Beförderungsbedingungen des 
Deutschlandtickets aufzustellen und zu veröffentlichen und, wenn und soweit im 
Zusammenhang mit der Tarifanerkennung erforderlich, Tarifgenehmigungsanträge für das 
Deutschlandticket selbst zu stellen und/oder bei entsprechenden Tarifanträgen Dritter 
mitzuwirken und keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem ihnen möglichen, 
erforderlichen und zumutbaren Umfang an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des 
Deutschlandtickets mitzuwirken.  
 
Die Umsetzung des Deutschlandtickets entsprechend den bundesweit abgestimmten 
Kontrollmerkmalen ist technisch unter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte zu 
gewährleisten; die bundesweit abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle des 
Deutschlandtickets sind einzuhalten (Anlage 4). Werden Kosten für die Ertüchtigung von 
Kontrollinfrastruktur im Sinne von Nr. 5.4.4 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023 in 
Ansatz gebracht, ist das Verkehrsunternehmen verpflichtet, diese mindestens drei Jahre im 
ÖPNV in Deutschland einzusetzen (vgl. Nr. 6.2 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023 
und der Richtlinie Niedersachsen Deutschlandticket 2023). 
 

2.2 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das gesamte 
Gebiet, für das der Landkreis Aurich – unter Berücksichtigung von bestehenden Regelungen 
zur Übertragung von Zuständigkeiten mit benachbarten zuständigen Behörden – die Befugnis 
als zuständige Einrichtung im Sinne des Art. 2 Buchstabe b) a.E. der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 für den ÖPNV innehat.  
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3. Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge und allgemeiner Vorschriften5 
 
Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen Personenverkehr auf 
Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge (gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste) oder 
einer allgemeinen Vorschrift (eigenwirtschaftlicher Verkehr) erbracht werden, gelten die 
Regelungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags/der allgemeinen Vorschrift einschließlich 
etwaiger Ergänzungen und/oder Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen dieser 
allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung und die hierfür zu 
gewährenden Ausgleichsleistungen nur insoweit, wie der jeweilige öffentliche 
Dienstleistungsauftrag /die allgemeine Vorschrift eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung des 
Deutschlandtickets und die hierfür zu gewährenden Ausgleichsleistungen enthält; im Übrigen 
ergibt sich die Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür zu gewährenden 
Ausgleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift.  
 
Das Gleiche gilt für alle weiteren Pflichten im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket (die 
Datenbereitstellungspflicht, die Pflicht bestehende Einnahmeansprüche vollumfänglich geltend zu 
machen und ggf. die Ansprüche überschießende Einnahmen im Rahmen der Einnahmeaufteilung 
abzugeben, vgl. Ziff. 4.3 Anlage 3, sowie ggf. weitergehende Pflichten aus dem 
Fördermittelbescheid der LNVG, soweit diese sachlich vom Erlösverantwortlichen zu beachten 
sind, siehe Anlage 1). 
 
 

4. Ex ante-Ausgleich 
 

4.1 Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Anspruch auf 
Ausgleichsleistungen für die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets 
entstehenden finanziellen Nachteile. Die finanziellen Nachteile ergeben sich dabei aus einer 
Gegenüberstellung der Situation mit Anerkennung des Deutschlandtickets („Mit-Fall") und 
der Situation mit Anwendung der bis dahin geltenden Tarife („Ohne-Fall“) unter 
Berücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils verbundenen positiven und negativen Effekte. Bei 
der Gegenüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze zu beachten; die Einzelheiten sind 
bei Bedarf im Rahmen des jeweils zugrundeliegenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags 
oder einer Umsetzungsvereinbarung, die vom Landkreis Aurich mit den dieser allgemeinen 
Vorschrift unterworfenen Verkehrsunternehmen abgeschlossen werden können, nach diesen 
Grundsätzen zu regeln.  
 

4.2 Bei der Finanzierungsart handelt es sich um einen vollständigen Ausgleich in Höhe von 100 % 
der ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben. 

 
4.3 In Bezug auf die Ermittlung der Höhe des ex ante-Ausgleichs gelten die Nrn. 5.4.1 bis 5.4.8 der 

Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023 für das Jahr 2023.  
 

4.4 Für vollständig neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenzwerte des 
Jahres 2019 ermittelt werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen ausnahmsweise 
die Nutzung von Ist-Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern keine Werte aus den Vorjahren 
bestehen, sind validierte Prognosedaten zulässig. Diese Prognosedaten müssen unter 
Berücksichtigung der tatsächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit dem Deutschlandticket und der 
preislichen Elastizität beim Nachweisverfahren validiert werden. 

 
_____________________________________ 
5 Zum Zeitpunkt des Erlasses dieser allgemeinen Vorschrift besteht als allgemeine Vorschrift im 
Landkreis Aurich die Satzung zur Festsetzung und zum Ausgleich von Höchsttarifen im 
Ausbildungsverkehr im Gebiet des Landkreises Aurich, in Kraft getreten am 01.01.2017. 
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4.5 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen bleiben unberührt. Dies gilt 
insbesondere für den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt 
gleichermaßen auch für weitere bestehende Tarifvorgaben und darauf bezogene 
Ausgleichsregelungen des Landkreises Aurich oder Dritter, die für das Verkehrsunternehmen 
Geltung beanspruchen.  

 
4.6 Bestehen mehrere Ausgleichsregelungen nebeneinander, insbesondere bei Tarifvorgaben, ist 

sicherzustellen, dass ein ex ante-Ausgleich für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt 
wird. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und der hierfür gewährte ex ante-Ausgleich im 
Rahmen der Nachweisführung (dazu Ziffer 6) jeweils getrennt und nachvollziehbar 
darzustellen. 

 
4.7 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im ÖPNV auf Grundlage öffentlicher 

Dienstleistungsaufträge oder allgemeiner Vorschriften erbracht werden, ist der ex ante-
Ausgleich zunächst für die Anwendung der gesetzlichen Tarifvorgaben (z.B. SGB IX), sodann 
für die Festlegung des Höchsttarifs im Ausbildungsverkehr (z.B. § 7a NNVG) im Gebiet des 
Landkreises Aurich und zwingend als nächster Berechnungsschritt für die Anwendung des 
Deutschlandtickets zu ermitteln; sofern vorgesehen, sind als letzter Schritt freiwillige 
Ausgleichsleistungen des Landkreises z.B. Anwendung von Höchsttarifen für alle Fahrgäste, 
zu berechnen. 

 
4.8 Zudem müssen die betreffenden Verkehrsunternehmen von bedarfsabhängigen Verkehren 

angesichts der zu erwartenden höheren Nachfrage durch die Einführung des 
Deutschlandtickets mit einem höheren Defizit durch nicht kostendeckende Fahrgelderträge 
rechnen, das wegen der begrenzten Ausgleichsleistungen auf Grundlage des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags möglicherweise nicht ausgeglichen werden kann. 

 
4.9 Der Landkreis Aurich kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben und Ausgleichsregelungen 

zur Anwendung des Deutschlandticket treffen. 
 
5. Vermeidung einer Überkompensation (ex post-Kontrolle) 

 

5.1 Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts gemäß Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 bzw. 
Nr. 6 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023 ist eine Aufstellung aller Auswirkungen 
auf die Kosten und Einnahmen vorzunehmen und der Ausgleich auf den Wert des finanziellen 
Nettoeffektes zu begrenzen.  
 
5.1.1 In Bezug auf die Kosten gilt: Kosten im Zusammenhang mit der Anerkennung des 

Deutschlandtickets können nach Maßgabe der Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2023 berücksichtigt werden. Bestehende Regelungen in 
öffentlichen Dienstleistungsaufträgen bleiben unberührt.  

 
5.1.2 In Bezug auf die Ermittlung der Erträge gilt: Das Verkehrsunternehmen ist zur 

Anwendung des bundesweites Clearingverfahrens zur Zuscheidung der Einnahmen 
aus dem Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes vom (Beschluss 
vom 20.03.2023) (Anlage 5) verpflichtet. Zugleich erkennt das 
Verkehrsunternehmen etwaige Regelungen der Einnahmenaufteilung des VEJ-
Tarifs in der jeweils gültigen Fassung an.  

 
5.1.3 Ungeachtet der Geltung dieser allgemeinen Vorschrift für das gesamte Gebiet des 

Landkreises Aurich richtet sich die ex post-Kontrolle jeweils nach den 
unterschiedlichen öffentlichen Dienstleistungsaufträgen und allgemeinen 
Vorschriften, die innerhalb des Landkreises bestehen; das bedeutet, dass die Erlöse 
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aus dem Verkauf des Deutschlandtickets in dem jeweiligen Gebiet des Landkreises 
Aurich in dessen Trennungsrechnung zu berücksichtigen sind. 

 
5.2 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu einer 

Überkompensation im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 führen.  
Die ex post-Kontrolle wird wie folgt gewährleistet:  
 
5.2.1 Im Falle wettbewerblich oder direktvergebenen vergebener öffentlicher 

Dienstleistungsaufträge zur Erbringung von Leistungen des ÖPNV nach dem 
Nettoprinzip erfolgt die ex-post-Kontrolle zumindest einmal während der Laufzeit 
des öffentlichen Dienstleistungsauftrags. 

 
5.2.2 Im Falle eigenwirtschaftlicher Verkehre erfolgt die ex post-Kontrolle jährlich über 

die bereits bestehende allgemeine Vorschrift Regionalbus (für Jedermann und 
Auszubildende). Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt aus der 
Tarifanerkennung des Deutschlandtickets nach Ziffer 4.1 im Sinne von Ziffer 5.1 
nicht übersteigen. Die Richtigkeit der Ergebnisrechnung und die Angemessenheit 
des Gewinns im Sinne der Ziffer 6 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
kann durch einen Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater oder vom 
Rechnungsprüfungsamt bescheinigt werden.  

 
Das Verkehrsunternehmen stellt die für die Beurteilung erforderlichen Daten zu den Kosten 
und Erlösen umfassend zur Verfügung und ermöglicht so die Überprüfung des Vorliegens 
einer Überkompensation. Ein höherer Gewinn kann im Einzelfall überdies als angemessen 
akzeptiert werden, wenn die Verkehrsdienste in einem Genehmigungsverfahren erteilt 
wurden und das Verkehrsunternehmen nachweist, dass es über die Laufzeit des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags oder der Genehmigung, ohne Betrachtung der Corona-geprägten 
Jahre 2020 bis 2022, eine höhere Umsatzrendite mit den zugrunde liegenden 
Verkehrsdiensten erzielt hätte. Die Berechnung einschließlich der Datengrundlagen müssen 
einer Überprüfung durch den Landkreis Aurich oder dessen Beauftragten zugänglich gemacht 
werden (vgl. Ziffer 5.5). Zum Nachweis einer nicht vorhandenen Überkompensation ist eine 
unternehmensindividuelle Aufstellung über die Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus 
der Tarifanerkennung in Bezug auf das Deutschlandticket entsprechend Ziffer 4 bis zum 
10.03.2025 vorzulegen. Als Ergebnis der Aufstellung ist unter Berücksichtigung der 
Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte 
Überkompensation auszuweisen.  
 
Sollte im Einzelfall dennoch eine Überkompensation festgestellt werden, hat das 
Verkehrsunternehmen den überkompensierenden Betrag zur Vermeidung einer unzulässigen 
Beihilfe einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der Überkompensation nach Maßgabe des 
jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags bzw. der allgemeinen Vorschrift 
zurückzuzahlen. Hilfsweise hat die Verzinsung entsprechend der Bekanntmachung der EU-
Kommission über die Rückforderung rechtswidriger und mit dem Binnenmarkt unvereinbarer 
staatlicher Beihilfen (2019/C 247/01)6 zu erfolgen. Im Fall der Rücknahme oder des Widerrufs 
für die Vergangenheit entsteht der Erstattungsanspruch in dem im Rücknahme- oder 
Widerrufsbescheid anzugebenden Zeitpunkt. Das ist regelmäßig der Tag, an dem die zur 
Rücknahme oder zum Widerruf führende Umstände eingetreten sind. Bei Eintritt einer 
auflösenden Bedingung entsteht der Rückzahlungsanspruch im Zeitpunkt der Auszahlung der 
Zuwendung.  
 
6 Abl. C 247/1 vom 23.7.2019, Bekanntmachung der Kommission über die Rückforderung 
rechtswidriger und mit dem Binnenmarkt unvereinbarer staatlicher Beihilfen (2019/C 
247/01). 
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6. Darlegungs- und Nachweispflichten 
 

6.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in dieser 
allgemeinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung 
des ex ante-Ausgleichs. Es ist verpflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allgemeinen 
Vorschrift erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen. Dies gilt 
insbesondere auch für die Erstellung der Prognoserechnung gemäß Ziffer 7.2.  
 

6.2 Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, dass sichergestellt wird, dass gemäß Anlage 5 die 
Fahrausweisverkäufe an die von der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher 
Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband 
Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband SchienenNahverkehr e.V. 
gebildete EAV-Clearingstelle gemeldet werden. 

 
 

6.3 Vorzulegen sind für das Jahr 2019 sowie für das jeweils abzurechnende Jahr (2023) bis zum 
10.03. des zweiten dem abzurechnenden Jahr folgenden Kalenderjahres (2025):  

 
- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen verkauften oder dem 

Verkehrsunternehmen zugeschiedenen Tarife und Tickets (kassentechnische Einnahmen) 
jeweils differenziert nach Kalendermonaten und Kalenderjahr und allen Tarifsorten 
einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das 
Verkehrsunternehmen anwendet. 

 
- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen erzielten Tarifeinnahmen 

differenziert nach Kalendermonaten und Kalenderjahr und allen Tarifsorten einschließlich 
der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das 
Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; maßgeblich sind bei 
Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der nachfolgenden Regelung, die endgültigen 
Ansprüche des Verkehrsunternehmens nach Maßgabe der Einnahmenaufteilungen. 

 
- soweit das endgültige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung bis zum 10.03. des 

dem abzurechnenden zweiten Jahr folgenden Kalenderjahres nicht vorliegt, wird der zu 
diesem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der Einnahmenaufteilung zugrunde gelegt; eine 
spätere Korrektur findet nicht statt. 

 
- die jeweils maßgeblichen Regelungen und/oder Vereinbarungen zur Durchführung der 

Einnahmenaufteilung für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder 
anerkennt. 

 
- Nachweise über die erzielten Einnahmen sowie zur Einnahmenaufteilung bei 

Gemeinschaftstarifen.  
 
- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen 

(Mindereinnahmen) einschließlich des hierfür gewährten ex ante-Ausgleichs; diese sind 
von den tariflichen Auswirkungen (Mindereinnahmen) des Deutschlandtickets und des 
hierfür gewährten ex ante-Ausgleichs nachvollziehbar abzugrenzen, sodass ein doppelter 
Ausgleich ausgeschlossen ist.  

 
- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß Ziffer 4.2 einschließlich 

Bestätigung der Einhaltung der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten 
Anforderungen sowie der korrekten Ermittlung und sachlichen Richtigkeit der Daten. 
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6.4 Der Landkreis Aurich kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben und 
Nachweise verlangen, soweit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach den Muster-
Richtlinien Deutschlandticket 2023 oder insbesondere aufgrund von bestandskräftigen 
Entscheidungen der EU-Kommission oder des Rechnungshofes erforderlich ist. Werden die 
unter Ziffer 6.3 genannten sowie ggf. darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten 
Unterlagen und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann der ex ante-Ausgleich für das 
jeweils abzurechnende Jahr ganz oder teilweise versagt werden. Bereits geleistete 
Abschlagszahlungen sind insoweit zurückzuzahlen. 
 

6.5 Der Landkreis Aurich kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser 
allgemeinen Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder 
ähnliches selbst oder durch einen von ihm bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten 
Dritten prüfen lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes 
Verlangen Einblick in die hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren.  

 
6.6 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. 

personenbezogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. 
Sofern die Richtlinie Deutschlandticket 2023 diesbezüglich weitergehende Vorgaben trifft, 
werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu entsprechende Vereinbarungen 
zwischen Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Aurich getroffen. Gleiches gilt in Bezug 
auf die Aufbewahrung der zugrunde liegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür 
geltenden Fristen. 

 
6.7 Es handelt sich bei den Angaben um subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von § 264 

StGB. Nach dieser Vorschrift ist Subventionsbetrug strafbar. 
 
7. Abwicklung des ex ante-Ausgleichs, Abschlagszahlungen 
 

7.1 Soweit in dem jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder der 
Umsetzungsvereinbarung keine entsprechende Regelung getroffen wird, gewährt der 
Landkreis Aurich dem Verkehrsunternehmen Abschlagszahlungen auf Grundlage der 
Prognoserechnungen gemäß Ziffer 7.2 für die aufgrund der Einführung des 
Deutschlandtickets zu erwartenden Mindereinnahmen von mindestens 90 Prozent in 
mehreren Teilzahlungen. 
 

7.2 Zur Ermittlung der Höhe der Abschlagszahlungen gemäß Ziffer 7.1 bezogen auf das Jahr 2023 
erstellt der Landkreis Aurich auf der Grundlage der von den Verkehrsunternehmen 
bereitgestellten Daten gegenüber dem Landkreis im April die ersten Prognoserechnungen 
nach der in Ziffer 5.4.1.1 der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2023 
vorgegebenen Systematik auf der Grundlage des ggf. vom Land bereitgestellten 
OnlinePortals. Weitere Prognoserechnungen sind auf Grundlage der gemäß Ziffer 6.2 zu 
meldenden Verkaufsdaten auf entsprechende Anforderung von Verkehrsunternehmen zu 
erstellen; hierzu sind die zu meldenden Verkaufsdaten zu aktualisieren und entsprechend zu 
begründen. Der Landkreis Aurich entscheidet auf dieser Basis über eine erforderliche 
Anpassung der Abschlagszahlungen. Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, die für die 
Prognoserechnung notwendigen Daten rechtzeitig zur Verfügung zu stellen.  

 
7.3 Die endgültige Ermittlung des ex ante-Ausgleichs nach Maßgabe dieser allgemeinen 

Vorschrift erfolgt unter Berücksichtigung der Abschlagszahlungen nach Ziffer 7.1. Dies 
beinhaltet auch eine Regelung zu Nachzahlungen bzw. zum Umgang mit Überzahlungen 
(Rückerstattung oder Verrechnung) einschließlich etwaiger Verzinsungen. 
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8. Veröffentlichung nach Art. 7 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
 

8.1 Der Landkreis Aurich ist über den auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten ex 
ante-Ausgleich berichtspflichtig gemäß Art. 7 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. 
Soweit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, ist der ex ante-Ausgleich nach 
Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil des ex ante-Ausgleichs auf Grundlage des 
jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft zusammen mit 
dem ex ante-Ausgleich dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des Berichts 
nach Art. 7 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.  
 

8.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang mit 
dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch nachträglich von den Verkehrsunternehmen 
eingefordert werden. Verkehrsunternehmen, denen ein ex ante-Ausgleich aufgrund dieser 
allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die 
Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben berufen. 

 
9. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 

 
9.1 Diese allgemeine Vorschrift wird nach ihrer Verabschiedung durch den Kreistag nach 

Maßgabe der geltenden Hauptsatzung bekannt gemacht. Darüber hinaus wird die allgemeine 
Vorschrift auf der Internetseite des Landkreises Aurich eingestellt.  
 

9.2 Diese allgemeine Vorschrift gilt nach Maßgabe der bundesrechtlichen Vorgaben ab dem 
01.05.2023 und entsprechend der hier definierten Standards. 

 
9.3 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31.12.2023 außer Kraft. Sie kann durch allgemeine 

Vorschrift verlängert, geändert oder aufgehoben werden. 
 

9.4 Der Landkreis Aurich kann diese allgemeine Vorschrift und die damit verbundene Pflicht zur 
Anerkennung des Deutschlandtickets außer Kraft setzen, insbesondere wenn der Bund oder 
das Land Niedersachsen keine ausreichende Unterstützung des Deutschlandtickets mehr 
sicherstellt, um die auf Basis der allgemeinen Vorschrift bestehenden Ausgleichsansprüche 
vollumfänglich zu befriedigen.  
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Begründung 
 
Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, ein digitales, deutschlandweit gültiges 
„Deutschlandticket“ für den öffentlichen Personennahverkehr auf Straße und Schiene zu einem 
Einführungspreis von 49 Euro pro Monat im monatlich kündbaren Abonnement einzuführen. Die 
Einführung des Deutschlandtickets ist zum 1. Mai 2023 erfolgt. In der Umsetzung arbeiten Bund, 
Länder, kommunale Spitzenverbände und Unternehmensverbände eng zusammen. Bund und Länder 
stellen für das Deutschlandticket ab 2023 jeweils 1,5 Milliarden Euro jährlich zur Verfügung. Hierzu 
passt der Bund das Regionalisierungsgesetz (RegG)7 an. Bund und Länder haben sich weiterhin darauf 
verständigt, dass die notwendige Auskömmlichkeit des Tarifs für das Deutschlandticket gewährleistet 
wird. Etwaige Mehrkosten, die den Unternehmen im Einführungsjahr 2023 entstehen, werden je zur 
Hälfte von Bund und Ländern getragen. Auch in den Folgejahren wollen Bund und Länder gemeinsam 
vereinbaren, wie die Finanzierung durch Ticketeinnahmen und Zuschüsse sichergestellt wird. Das 
bundesweit gültige Deutschlandticket ermöglicht den Fahrgästen mit einem einfachen und günstigen 
Angebot die Nutzung des und stellt einen Baustein für einen attraktiven öffentlichen 
Personennahverkehr dar. Daneben soll mit dem von Bund und Ländern noch zu erarbeitenden Ausbau- 
und Modernisierungspakt auch das verkehrliche Angebot weiterentwickelt werden. 
 
Auf dieser Grundlage haben Bund und Länder im Rahmen von Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht 
gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmitteln vom 20. März 2023 in der Anlage 3 (im 
Folgenden: Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023) Maßstäbe zur einheitlichen Ermittlung des mit 
der Einführung des Deutschlandtickets verbundenen Ausgleichs abgestimmt. Die Muster-Richtlinien 
regeln die Ausreichung dieser Finanzmittel durch die Länder an die Aufgabenträger und 
Aufgabenträgerorganisationen des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) sowie des öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV). Die Muster-Richtlinien wurden von den Ländern jeweils auf die 
konkreten Verhältnisse vor Ort angepasst und umgesetzt. Die wesentlichen Teile der bundesweit 
abgestimmten Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023 sind verbindlich und bundesweit einheitlich 
umzusetzen. Diese Umsetzung erfolgte für das Land Niedersachsen durch die Richtlinie 
Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2023 vom 2.5.20238 in der Anlage 3 (im Folgenden: 
Richtlinie Niedersachsen Deutschlandticket 2023).  
 
Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen des 
Deutschlandtickets im Verhältnis zu den Unternehmen des SPNV (Eisenbahnverkehrsunternehmen) 
und des ÖPNV (Verkehrsunternehmen) nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen 
öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder allgemeiner Vorschriften zu regeln. 
 
Um eine rechtzeitige Umsetzung des Deutschlandtickets im ÖPNV in seinem Zuständigkeitsgebiet zum 
30. September 2023 sowie eine rechtskonforme Finanzierung hierfür zu gewährleisten, erlässt der 
Landkreis Aurich vor diesem Hintergrund eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Allgemeinverfügung. Die allgemeine Vorschrift regelt 
rechtsverbindlich die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der im Zuständigkeitsgebiet des Landkreises 
Aurich tätigen Verkehrsunternehmen zur Anerkennung des Deutschlandtickets sowie einen Ausgleich 
der hierdurch entstehenden finanziellen Nachteile unter Bezugnahme auf die Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2023 sowie die Richtlinie Niedersachsen Deutschlandticket 2023. Hierdurch werden 
die Vorgaben des RegG bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Aurich umgesetzt.  
_______________________________ 
7 Regionalisierungsgesetz vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378 ,2395), zuletzt geändert durch Art. 
1 des Gesetzes vom 20. April 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 107). 
8 Richtlinie über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im 
öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 in 
Niedersachsen (Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2023) (Nds. MBl. Nr. 16/2023, 
S. 361). 
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Der finanzielle Ausgleich erfolgt nach Nr. 2 Richtlinie Niedersachsen Deutschlandticket 2023 in der 
Form von Billigkeitsleistungen an erlösverantwortliche Verkehrsunternehmen in Niedersachsen, deren 
Ausgaben in den Monaten Mai bis Dezember 2023 aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets 
durch den Rückgang der Fahrgeldeinnahmen oder Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vorschriften 
im Vergleich zum Referenzzeitraum des Jahres 2019 nicht durch Einnahmen aus Fahrgeldern und vor 
dem 1. Mai 2023 geregelten und nicht die Umsetzung des Deutschlandtickets betreffenden 
Ausgleichszahlungen nach der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 oder aus allgemeinen Vorschriften im 
Sinne von Art. 3 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gedeckt werden können. 
 
Ein solcher Ausgleich wurde im Landkreis Aurich bereits vorläufig durch die LNVG an 
Verkehrsunternehmen gewährt durch den Bescheid bezüglich Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht 
gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2023 in Niedersachsen ‐ 1. Abschlagszahlung in der Anlage 1 (im Folgenden: 
Bewilligungsbescheid LNVG). 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach der öffentlichen Bekanntgabe 
Klage beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Postfachanschrift: Postfach: 2467, 26014 Oldenburg, 
Hausanschrift: Schloßplatz 10, 26122 Oldenburg, schriftlich, in elektronischer Form nach § 55a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten und 
die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. 

 
Anlagen 
Anlage 1: Bescheid der LNVG bezüglich Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeckter 

Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2023 in Niedersachsen ‐ 1. Abschlagszahlung 
(Bewilligungsbescheid LNVG)  

Anlage 2: Tarifbestimmungen Deutschlandticket vom 7. März 2023 
Anlage 3: Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen 

Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus 
Bundes- und Landesmitteln vom 20. März 2023 (Muster-Richtlinien Deutschlandticket 
2023), sowie Richtlinie über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich 
nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit 
dem Deutschlandticket im Jahr 2023 in Niedersachsen (Richtlinie Billigkeitsleistungen 
Deutschlandticket ÖPNV 2023), veröffentlicht im Niedersächsischen Ministerialblatt 
vom 2.5.2023 (Nds. MBl. Nr. 16/2023, S. 361 – 365). 

Anlage 4: Eckpunkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets entsprechend der Regelungen von 
Bund und Ländern in der jeweiligen aktuellen Fassung  

Anlage 5: Beschluss für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus 
dem Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes vom 20.03.2023 
(Regelungen zur Einnahmeaufteilung) 
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Anlage 1 
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Anlage 2-1 
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Anlage 2-2 
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Anlage 3-1 
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Anlage 3-2 
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Anlage 5 
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B. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
3. Satzung 

zur Änderung der Vergnügungssteuersatzung 
der Stadt Aurich 

 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in 
der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S 576), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 588) und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Art. 1 
des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309) hat der Rat der Stadt Aurich in seiner Sitzung am 
21.09.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
Änderung der Satzungsbestimmung 

 
1. § 7 Abs. 3 „Steuersätze“ erhält folgende Fassung: 

Bei der Spielgerätesteuer mit Gewinnmöglichkeit in den Fällen des § 6 Abs. 6 und 7 beträgt der 
Steuersatz 22 v. H. des Einspielergebnisses, mindestens jedoch für jedes Gerät und für jeden 
angefangenen Kalendermonat bei Aufstellung 
 
a) In Gaststätten, Kantinen oder ähnlichen Räumen  60,00 € 
b) In Spielhallen 150,00 € 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 
 
Diese Änderungssatzung tritt mit Wirkung zum 01.10.2023 in Kraft 
 
Aurich, den 25.09.2023 
 
Stadt Aurich 
 
Feddermann 
Bürgermeister 
 

 
Satzung 

über die Erhebung einer Zweitwohnungsteuer 
in der Stadt Aurich 

 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in 
der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S 576), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 588) und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Art. 1 
des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309) hat der Rat der Stadt Aurich in seiner Sitzung am 
21.09.2023 folgende Satzung beschlossen: 
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§ 1 
Steuergegenstand 

 
Die Stadt Aurich erhebt eine Zweitwohnungsteuer. Gegenstand der Steuer ist das Innehaben einer 
Zweitwohnung im Stadtgebiet. 
 

§ 2 
Begriff der Wohnung und der Zweitwohnung 

 
(1) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jeder umschlossene Raum, der zum Wohnen oder Schlafen 

benutzt wird oder benutzt werden könnte. 
 

(2) Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung ist jede Wohnung, in der eine Person mit Nebenwohnung 
im Sinne des Bundesmeldegesetzes angemeldet ist oder angemeldet sein müsste. 

 
 

(3) Eine Wohnung verliert die Eigenschaft einer Nebenwohnung nicht dadurch, dass sie 
vorübergehend nicht oder anders genutzt wird. 
 

(4) Haben mehrere Personen gemeinschaftlich eine Wohnung inne, so gilt der auf sie entfallende 
Wohnungsanteil als Zweitwohnung im Sinne der Satzung. 

 
§ 3 

Ausnahmen 
 

Keine Zweitwohnungen im Sinne dieser Satzung sind: 
a) Wohnungen, die von freien Trägern der Wohlfahrtspflege aus therapeutischen Gründen zur 

Verfügung gestellt werden, 
 

b) Wohnungen, die von Trägern der öffentlichen und freien Jugendhilfe zur Verfügung gestellt 
werden und Erziehungszwecken dienen, 
 

c) Wohnungen, die in Heimen oder sonstigen Einrichtungen der Betreuung behinderter Personen 
dienen, 

 
d) Räume in Frauenhäusern (Zufluchtswohnungen) 

 
e) Nebenwohnungen, die Personen, welche sich im Studium oder in Ausbildung befinden, in der 

Hauptwohnung der Eltern oder eines Elternteils nutzen, wenn sie ihren Hauptwohnsitz am 
Studien- oder Ausbildungsort angemeldet haben und solange sie das 28. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. 

 
§ 4 

Persönliche Steuerpflicht 
 

(1) Steuerpflichtig ist jede Person, die im Stadtgebiet eine Zweitwohnung im Sinne des § 2 innehat. 
Inhaberin/Inhaber einer Zweitwohnung ist, 
a) jede Eigentümerin/jeder Eigentümer oder 
 
b) jede Hauptmieterin/jeder Hauptmieter oder 
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c) jede Person, der die Zweitwohnung oder Teile davon durch eine der in Buchstabe a) oder b) 
genannten Personen unmittelbar oder mittelbar, entgeltlich oder unentgeltlich überlassen 
wurde. 

 
(2) Haben mehrere Personen gemeinschaftlich eine Zweitwohnung inne, so sind sie Gesamtschuldner 

gem. § 44 der Abgabenordnung. 
 

§ 5 
Steuerbefreiungen 

 
(1) Steuerbefreit sind verheiratete Personen, 

a) die nicht dauernd getrennt leben und 
 
b)  die aus beruflichen Gründen eine Zweitwohnung innehaben und 
 
c) deren gemeinsame Hauptwohnung sich außerhalb des Gebietes der Stadt Aurich befindet 

und 
 
d) das Erreichen des Arbeitsplatzes ohne die Zweitwohnung nur mit erheblichem Zeitaufwand 

möglich wäre. 
 

 Als berufliche Gründe gelten auch solche Tätigkeiten, die zur Vorbereitung auf die 
Erwerbstätigkeiterforderlich sind, wie beispielsweise Studium, Lehre, Ausbildung, Volontariat. 

 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz. 
 
(3)  Steuerbefreit sind amtierende kommunale Mandatsträgerinnen oder Mandatsträger einer 

anderen Gemeinde, die durch die Anmeldung des Hauptwohnsitzes in Aurich ihr Mandat aufgrund 
Gesetzes verlieren würden. Die Steuerpflicht endet mit der ordnungsgemäßen Aufstellung für das 
Mandat nach dem jeweiligen Wahlgesetz und beginnt erneut im Falle der Erfolglosigkeit der Wahl. 

 
§6 

Bemessungsgrundlage 
 

(1) Die Steuer bemisst sich nach der aufgrund des Mietvertrages im Besteuerungszeitraum (§ 7) 
geschuldeten Nettokaltmiete.  
 

(2) Sollte im Mietvertrag zwischen den Parteien eine Miete vereinbart worden sein, in der 
Nebenkosten enthalten sind, sind zur Ermittlung der Nettokaltmiete pauschale Kürzungen in 
folgendem Umfang vorzunehmen: 
a) für eine Teilmöblierung 10 v. H. 

 
b) für eine Vollmöblierung 30 v. H. 

 
c) eingeschlossene Nebenkosten ohne Heizung 10 v.H. 

 
d) eingeschlossene Nebenkosten mit Heizung 20 v. H. 

 
(3) Für eine Wohnung, die im Eigentum der steuerpflichtigen Personen stehen oder für die keine 

Nettokaltmiete vereinbart ist oder die zu einer Nettokaltmiete unterhalb der ortsüblichen Miete 
überlassen wird, ist die Nettokaltmiete in der ortsüblichen Höhe anzusetzen. Sie wird von der 
Stadt Aurich in Anlehnung an die Nettokaltmiete nach dem jeweils aktuellen Mietspiegel für die 
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Landeshauptstadt Aurich, die für Räume gleicher oder ähnlicher Art, Lage und Ausstattung 
regelmäßig zu entrichten ist, geschätzt. 
 

(4) In den Fällen des § 2 Abs. 3 ist von einer anteiligen Nettokaltmiete entsprechend dem auf die 
Person entfallenden Wohnungsanteil auszugehen. Für die Berechnung des Wohnungsanteils ist 
die Fläche der gemeinschaftlich genutzten Räume den an der Gemeinschaft beteiligten Personen 
zu gleichen Teilen zuzurechnen. Dem Anteil an der Fläche der gemeinschaftlich genutzten Räume 
ist die Fläche der von den Mitinhaberinnen/den Mitinhabern individuell genutzten Räume 
hinzuzurechnen. 

 
§ 7 

Steuersatz 
 

Die Steuer beträgt 10 v. H. der Bemessungsgrundlage. 
 

§ 8 
Besteuerungszeitraum, Entstehung 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Besteht die 

Steuerpflicht nicht während des gesamten Kalenderjahres, ist Besteuerungszeitraum der 
entsprechende Teil des Kalenderjahres. 
 

(2) Der Steueranspruch für ein Kalenderjahr entsteht am 1. Januar des Jahres, für das die Steuer 
festzusetzen ist. Tritt die Steuerpflicht erst nach dem 1. Januar ein, so entsteht der 
Steueranspruch mit dem Beginn der Steuerpflicht. 

 
(3) Die Steuerpflicht beginnt mit dem Zeitpunkt, ab dem die Wohnung der/des Steuerpflichtigen als 

Zweitwohnung zu beurteilen ist. Fällt der Zeitpunkt, mit dem die Beurteilung der Wohnung als 
Zweitwohnung beginnt, nicht auf den ersten Tag eines Monats, beginnt die Steuerpflicht am 
ersten Tag des folgenden Monats. Dies gilt auch, wenn die Hauptwohnung zur Nebenwohnung 
wird. 

 
 

(4) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Steuerpflichtige/der 
Steuerpflichtige die Zweitwohnung nicht mehr innehat oder die Voraussetzungen für die 
Annahme einer Zweitwohnung entfallen. 
 

(5) Bei Änderungen der Bemessungsgrundlage (§ 6) innerhalb des Kalenderjahres ist die 
Zweitwohnungsteuer ab dem entsprechenden Monat neu festzusetzen. Sofern die Änderung der 
Bemessungsgrundlage nicht auf den Ersten eines Monats fällt, so gilt die neue 
Bemessungsgrundlage ab dem ersten Tag des Folgemonats. 

 
§ 9 

Festsetzung und Fälligkeit der Steuer, Fälligkeit 
 
(1) Die Steuer wird durch Bescheid festgesetzt. Im Bescheid kann bestimmt werden, dass dieser auch 

für künftige Zeitabschnitte gilt, solange sich die Bemessungsgrundlage oder der Steuerbetrag 
nicht ändern.  
 

(2) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder wenn die Steuerpflicht erst während des Kalenderjahres 
beginnt, für den Rest des Kalenderjahres durch Bescheid festgesetzt. 
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(3) Ergibt sich bei der Festsetzung der Steuer ein nicht durch 12 teilbarer Betrag wird die Steuer auf 
den nächstniedrigen durch 12 teilbaren Betrag abgerundet. 

 
(4) Die Steuer wird am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November eines jeden Jahres mit je 

einem Viertel des Jahresbetrages fällig. 
(5) Nachzahlungen werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheides, 

Erstattungsbeträge mit der Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 

§ 10 
Anzeigepflicht 

 
(1)  Wer eine Zweitwohnung innehat oder diese aufgibt, hat dies innerhalb eines Monats schriftlich 

anzuzeigen. Die Anmeldung oder Abmeldung von Personen nach dem Bundesmeldegesetz gilt als 
Anzeige im Sinne dieser Vorschrift, soweit die Meldung nicht von Amts wegen geschehen ist. 
 

(2) Die Inhaberin/der Inhaber einer Zweitwohnung ist verpflichtet, der Stadt Aurich die für die Höhe 
der Steuer maßgeblichen Veränderungen, insbesondere der Nettokaltmiete, innerhalb eines 
Monats ab Wirksamwerden der Änderung schriftlich anzuzeigen. 

 
§ 11 

Steuererklärung 
 
(1) Die steuerpflichtige Person hat innerhalb eines Monats nach Eintritt der Steuerpflicht für das Jahr 

des Beginns der Steuerpflicht eine Steuererklärung abzugeben. Zur Abgabe der Steuererklärung 
ist auch verpflichtet, wer hierzu von der Stadt Aurich aufgefordert wird. 
 

(2) Die Steuererklärung ist auf dem von der Stadt Aurich vorgegebenen Vordruck abzugeben und 
eigenhändig zu unterschreiben. Die Angaben in der Steuererklärung sind durch geeignete 
Unterlagen, insbesondere durch Mietverträge und Mietänderungsverträge, welche die 
Nettokaltmiete berühren, nachzuweisen. 

 
(3) Ist die Nebenwohnung keine Zweitwohnung im Sinne von § 3, hat die Inhaberin oder der Inhaber 

der Nebenwohnung dies schriftlich zu erklären und die hierfür maßgeblichen Umstände 
anzugeben. 
 

§ 12 
Mitwirkungspflichten Dritter 

 
Hat die erklärungspflichtige Person (§ 10) ihre Verpflichtung zur Abgabe der Steuererklärung trotz 
Erinnerung nicht erfüllt, hat jede Eigentümerin/jeder Eigentümer oder jede Vermieterin/jeder 
Vermieter auf Verlangen der Stadt Aurich Auskunft zu erteilen, ob die/der Erklärungspflichtige oder 
eine sonstige Person in der Wohnung wohnt oder gewohnt hat, wann sie/er ein- oder ausgezogen ist 
und welche Nettokaltmiete zu entrichten ist bzw war. Im Übrigen gilt § 93 Abgabenordnung. 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 18 Abs. 2 Nr. 2 Nds. Kommunalabgabengesetzes handelt, wer 

a) entgegen § 10 Abs. 1 das Innehaben einer Zweitwohnung bei Inkrafttreten dieser Satzung nicht 
innerhalb eines Monats anzeigt, 

 
b) Inhaberin oder Inhaber einer Zweitwohnung im Erhebungsgebiet wird und dieses entgegen § 

10 Abs. 1 nicht innerhalb eines Monats anzeigt, 



- 531 - 

c) Änderungen in den Mietverhältnissen entgegen § 10 Abs. 2 nicht innerhalb eines Monats 
anzeigt, 

 
d) entgegen § 11 Absatz 1 nicht rechtzeitig die Steuererklärung abgibt, 
e) trotz Aufforderung die in § 11 Abs. 2 genannten Unterlagen nicht einreicht, 

 
f) entgegen § 12 nicht Auskunft erteilt, ob die/der Erklärungspflichtige oder eine sonstige 

Person in der Wohnung wohnt oder gewohnt hat, wann sie/er ein- oder ausgezogen ist und 
welche Nettokaltmiete zu entrichten ist bzw. war. 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden. 
 

§ 14 
Datenübermittlung von der Meldebehörde 

 
(1) Die Meldebehörde übermittelt zur Sicherung des gleichmäßigen Vollzugs der 

Zweitwohnungssteuersatzung bei Einzug einer Einwohnerin, die sich mit Nebenwohnung 
anmeldet/eines Einwohners, der sich mit Nebenwohnung anmeldet, gemäß § 34 Abs. 1 
Bundesmeldegesetz die folgenden personenbezogenen Daten der Einwohnerin/des Einwohners: 
1. Vor- und Familiennamen, 
2. Geschlecht, 
3. Doktorgrad, 
4. Tag der Geburt, 
5. gesetzliche Vertreterin/gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, 

Anschrift, Tag der Geburt), 
6. Anschrift der Nebenwohnung, 
7. Tag des Einzugs, 
8. Anschrift der Hauptwohnung, 
9. Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern das Datum der Eheschließung oder 

Begründung der Lebenspartnerschaft. 
 

Wird die Hauptwohnung zur Nebenwohnung, gilt dies als Einzug. 
 
(2) Bei Auszug, Tod, Namensänderung, nachträglichem Bekanntwerden der Anschrift der 

Hauptwohnung oder Einrichtung einer Übermittlungssperre werden die Veränderungen 
übermittelt. Wird die Nebenwohnung zur Hauptwohnung, gilt dies als Auszug. Eine 
Datenübermittlung findet auch dann statt, wenn die Anmeldung einer Nebenwohnung 
nachgeholt wird. 

 
§ 14 

Datenverarbeitung 
 

(1) Die zur Ermittlung der Steuerpflicht, zur Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung der 
Zweitwohnungsteuer nach dieser Satzung erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen 
Daten werden von der Stadt Aurich gemäß Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe e Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) in Verbindung mit § 1 Abs. 6 und § 3 Niedersächsischen 
Datenschutzgesetzes i. V. m. § 11 NKAG und den dort genannten Bestimmungen der 
Abgabenordnung (AO) erhoben und verarbeitet. Eine Datenerhebung beim Finanzamt, beim 
Vollstreckungsgericht, beim Amtsgericht (Grundbuch), beim Landesamt für Geoinformation und 
Landentwicklung Niedersachsen (Katasteramt), bei den Sozialversicherungsträgern, der 
Rentenversicherung und bei den für das Einwohnermeldewesen, Bauwesen, Ordnungsrecht 
sowie Finanzwesen zuständigen Dienststellen der Stadt Aurich und anderer Städte und 
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Gemeinden erfolgt, soweit die Sachverhaltsaufklärung durch den Steuerpflichtigen nicht zum Ziel 
führt oder keinen Erfolg verspricht (§ 93 Abs. 1. S. 3 AO). 

 
(2) Erhobene Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zweck der 

Steuerfestsetzung, -erhebung und -vollstreckung nach dieser Satzung oder zur Durchführung 
eines anderen Abgabenverfahrens, das dieselbe/denselben Abgabenpflichtige/n betrifft, 
verarbeitet werden. Technische und organisatorische Maßnahmen des Datenschutzes und der 
Datensicherheit nach Artikel 25 und 32 DSGVO sind getroffen worden. 

 
(3) Die personenbezogenen Daten werden zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungspflichten gemäß 

der AO, dem NKAG bzw. der Verordnung über die Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans 
sowie die Abwicklung der Kassengeschäfte der Kommunen des Landes Niedersachsen in der Regel 
nach 10 Jahren gelöscht. 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Aurich, den 25.09.2023 
 
Stadt Aurich 
 
Feddermann 
Bürgermeister 
 

 
3. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Norden (Ostfriesland)  

 
Aufgrund des § 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576); zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21.06.2023 
(Nds. GVBl. S. 111) hat der Rat der Stadt Norden in seiner Sitzung am 12.09.2023 folgende 3. Änderung 
der Hauptsatzung vom 07.12.2021 beschlossen: 
 

Artikel I 
 

§ 10 Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen, Einwohnerversammlungen 
 
(1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie öffentliche 

Bekanntmachungen der Stadt werden im Internet unter der Adresse 
https://www.norden.de/bekanntmachungen und im elektronischen „Amtsblatt für den Landkreis 
Aurich und für die Stadt Emden“ (https://www.landkreis-aurich.de) verkündet bzw. bekannt 
gemacht, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. 

 
(2) Sind Pläne, Karten, Zeichnungen o. ä. Bestandteil von Satzungen oder Flächennutzungsplänen, 

wird die öffentliche Bekanntmachung dieser Teile durch Auslegung ersetzt. In diesem Falle ist in 
der Bekanntmachung Zeitraum, Internetadresse sowie an welchem Ort und zu welcher Zeit die 
Unterlagen eingesehen werden können, anzugeben.  

 
(3) Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen -vorbehaltlich anderer Rechtsnormen - durch 

Veröffentlichung auf der städtischen Homepage https://www.norden.de/bekanntmachungen 
und durch Aushang im Bekanntmachungskasten des Rathauses in 26506 Norden, Am Markt 15. 
Ist durch Rechtsvorschrift die Auslegung von Dokumenten angeordnet gilt Abs. 2 Satz 2 

https://www.norden.de/bekanntmachungen
https://www.landkreis-aurich.de/
https://www.norden.de/bekanntmachungen
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entsprechend. Für die Bekanntmachungen von Ort, Zeit und Tagesordnung öffentlicher Rat- und 
Ausschusssitzungen gilt Satz 1 mit der Maßgabe entsprechend, dass diese auf der städtischen 
Homepage https://www.norden.de/Ratsinfo veröffentlicht werden, soweit gesetzlich nichts 
anderes geregelt ist. 

 
(4) Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden durch Aushang im Rathaus, Am Markt 15, 

Norden veröffentlicht. 
 
(5) Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin/der Bürgermeister die Einwohnerinnen und 

Einwohner durch Einwohnerversammlungen für die ganze Stadt oder für Teile des Stadtgebietes 
oder für Ortschaften. Zeit, Ort und Gegenstand der Einwohnerversammlungen sind mindestens 
14 Tage vor der Veranstaltung öffentlich bekannt zu machen. 

 
Artikel II 

 
§ 11 

Inkrafttreten 

 

Die 3. Änderung der Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
Norden, den 20.09.2023 
 
Stadt Norden 
 
Eiben 
Bürgermeister 
 

 
Satzung über die Veränderungssperre 

für einen Teilbereich der Stadt Norderney 
 
Zur Sicherung des eingeleiteten Verfahrens zur Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 A 
„Innenstadt Mitte, Teil A“ hat der Verwaltungsausschuss der Stadt Norderney in einer Eilentscheidung 
gem. § 89 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) am 06.09.2023 aufgrund 
von §§ 14, 16 Abs. 1 und 17 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 10 NKomVG für den Bereich 
Jann-Berghaus-Straße des Bebauungsplanes Nr. 2 A „Innenstadt Mitte, Teil A“ folgende 
Veränderungssperre als Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Anordnung der Veränderungssperre 

 
Zur Sicherung der Planung im Geltungsbereich der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 A 
„Innenstadt Mitte, Teil A“ wird für den Teilbereich Jann-Berghaus-Straße eine Veränderungssperre 
angeordnet. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich der Veränderungssperre 

 
Der räumliche Geltungsbereich umfasst die in der Anlage zu dieser Satzung dargestellten Teilbereiche 
aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 2 A „Innenstadt Mitte, Teil A“. 
 
 

https://www.norden.de/Ratsinfo
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§ 3 
Inhalte der Planänderung 

 
Ziel der Planung ist die ausgewogene Entwicklung der touristischen Infrastruktur unter 
Berücksichtigung und Bewahrung von bestehenden Wohnstrukturen. 
 
Gemäß dem Einleitungsbeschluss vom 05.09.2019 sollten über die Ausweisung von unterschiedlichen 
sonstigen Sondergebieten gem. § 11 BauNVO differenzierte Festsetzungen zur Zulässigkeit von 
Wohnungen und Ferienwohnungen und zur Ausprägung von Beherbergungsbetrieben getroffen 
werden. Weiterhin sollen die bestehenden Versorgungsstrukturen sowie die gesundheitlichen und 
sozialen Einrichtungen auf der Insel gesichert werden. 
 
Vor dem Hintergrund der aktuellen Rechtsprechungen bzgl. der Ausweisung von Sondergebieten wird 
derzeit geprüft, ob sich die Planungsziele nicht auch über die Ausweisung normierter Gebietstypen 
gem. § 2 bis 9 BauNVO erreichen lassen. Für den Bereich der Jann-Berghaus-Straße käme – bei 
entsprechender Feinsteuerung gem. § 1 Abs. 5 bis 9 BauNVO - insbesondere die Ausweisung eines 
Mischgebietes gem. § 6 BauNVO oder eines Kerngebietes gem. § 7 BauNVO in Frage. 
 
Bezüglich des Maßes der Nutzung soll die geordnete Weiterentwicklung der vorhandenen - im 
Wesentlichen homogenen - Baustruktur der Innenstadtbereiche bestandsorientiert festgeschrieben 
werden. Die Bebauungspläne sollen der ungebremsten Ausnutzung der Baugrundstücke Einhalt 
gebieten. 
 
Folgende Festsetzungsinhalte sind vorgesehen: 
 
Art der Nutzung 

- Festschreibung der bestehenden Dauerwohnnutzung 
- Ausschluss von Zweitwohnungen 
- Festschreibung von bestehenden Beherbergungsstrukturen (Hotels, Pensionen) 
- Festschreibung der bestehenden sozialen und gesundheitlichen Einrichtungen 
- Differenzierte Regelungen zur zulässigen Anzahl von Wohnungen und Ferienwohnungen 
- Differenzierte Regelungen zur Zulässigkeit von Ferienwohnungen im Verhältnis zu Anzahl und 

Größe von Dauerwohnungen 
- Ausschluss von Wohnungen oder Beherbergungszimmern in Kellergeschossen 
- Zwingende Festschreibung von Einzelhandels- bzw. Gastronomischer Nutzung in der 

Erdgeschosszone der vorhandenen Einkaufsbereiche (Versorgungszonen) 
- Differenzierte Steuerung von Vergnügungsstätten oder ähnlichen gewerblichen Betrieben von 

denen eine Störwirkung ausgehen kann, wie z.B. Spielhallen, Wettbüros, Diskotheken, 
Amüsierbetriebe etc. 

Maß der Nutzung 
- Festschreibung der zulässigen Geschossigkeit, Höhenentwicklung und Dachform 
- Festschreibung der Grundstücksausnutzung über Bauweise, Baugrenzen und Baulinien sowie 

über die Festschreibung der überbaubaren Grundstücksfläche 
- Verbot von Abgrabungen und Aufschüttungen 
- Festsetzung von privaten Grünflächen 
- Regelung zur Größe von Nebenanlagen 
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Örtliche Bauvorschriften nach § 84 NBauO 
Weiterhin soll der Bebauungsplan Bauvorschriften zur Dachform und zu der Größe und Anordnung von 
Dachaufbauten, zu Solaranlagen und technischen Anbauten, zu Materialien und zur Gestaltung der 
Fassade, zur Anordnung, zu Farbe und Formaten von Fenstern, zur Größe von Balkonen, zur Gestaltung 
von Brüstungen und Umwehrungen, zur Größe und Gestaltung von Werbeanlagen und zur 
gärtnerischen Gestaltung der Vorgärten umfassen.  
Von der Erschließungsstraße aus sichtbare Außentreppen sollen unzulässig sein. 
 

§ 4 
Inhalt und Rechtswirkungen der Veränderungssperre 

 
(1) Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen: 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 
werden; 

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und baulichen 
Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig 
sind, nicht vorgenommen werden. 

(2) In Anwendung von § 14 Abs. 2 BauGB kann, wenn überwiegende öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen, eine Ausnahme von der Veränderungssperre zugelassen werden. 

(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden von 
der Veränderungssperre nicht berührt. 

 
§ 5 

Inkrafttreten 
 
Die Satzung über die Anordnung der Veränderungssperre tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung 
nach § 10 BauGB in Kraft. 
 

§ 6 
Geltungsdauer 

 
Für die Geltungsdauer der Veränderungssperre ist § 17 Abs. 2 BauGB maßgebend. Sie tritt nach Ablauf 
von einem Jahr seit ihrem In-Kraft-Treten außer Kraft. Sie tritt auch außer Kraft, wenn der 
Bebauungsplan, dessen Sicherung sie dient, in Kraft getreten ist. 
 
26548 Norderney, den 25.09.2023 
 
Stadt Norderney 
 
Der Bürgermeister 
Ulrichs 
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Anlage: 
Räumlicher Geltungsbereich der Veränderungssperre für den Geltungsbereich der Neuaufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 2 A „Innenstadt Mitte, Teil A“ (Teilbereich Jann-Berghaus-Straße) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Geltungsbereich Veränderungssperre Bebauungsplan Nr. 2 A „Innenstadt Mitte, Teil A“ (Jann-Berghaus-Straße) 

 

 
Vorkaufsrechtssatzung im Bereich der Feuerwehr Oldeborg (Oldeborger Moorweg 3) 

Satzung über ein besonderes Vorkaufsrecht gemäß § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB zur Sicherung 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in Südbrookmerland 

 
Gemäß § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 
2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2023 (Nds. GVBl. 
S. 111), in Verbindung mit § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. I S. 184) hat der Rat der Gemeinde Südbrookmerland am  
28. September 2023 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Anlass und Ziel 
 
(1) Der Rat der Gemeinde Südbrookmerland hat in seiner Sitzung am 30.06.2022 den 

Feuerwehrbedarfsplan für die Gemeinde Südbrookmerland beschlossen. Aus dem 
Feuerwehrbedarfsplan geht hervor, dass der Feuerwehrstandort Oldeborg erhalten werden soll. 
Das aktuelle Feuerwehrhaus entspricht insbesondere nicht aktuellen Vorgaben der Feuerwehr-
Unfallkasse, so dass bauliche Maßnahmen erforderlich sind. Aus städtebaulicher Sicht ist der 
aktuelle Standort am besten geeignet. Die vorhandene Grundstücksfläche reicht nicht aus. Um 
im Sinne des Feuerwehrbedarfsplanes den Standort Oldeborg zu erhalten, wird zur Sicherung 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung für den angrenzenden Bereich an dem 
vorhandenen Feuerwehrgerätehaus Oldeborg eine Satzung gem. § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB 
erlassen. 

 
(2) Der Gemeinde Südbrookmerland steht durch die Satzung an den in § 2 genannten Grundstücken 

ein besonderes Vorkaufsrecht zu. 
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§ 2 Geltungsbereich 
 
Der Geltungsbereich der Satzung umfasst Teilflächen folgender Flurstücke: 
 
1. Flurstück 8/4, Flur 2 der Gemarkung Oldeborg 
 
2. Flurstück 7/5, Flur 2 der Gemarkung Oldeborg 
 
Die Lage der betroffenen Teilflächen vorgenannter Flurstücke ist dem als Anlage Nr. 1 beigefügten 
Übersichtsplan zu entnehmen. Die Anlage Nr. 1 (Übersichtsplan) ist Bestandteil dieser Satzung. 
 

§ 3 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
Südbrookmerland, den 28. September 2023 
 
Gemeinde Südbrookmerland 
 
Der Bürgermeister 
Thomas Erdwiens 
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Anlage 1: Übersichtsplan 
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Jahresabschluss der Samtgemeinde Hage zum 31.12.2021 
 

Der Samtgemeinderat hat gemäß § 129 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) am 18.09.2023 den Jahresabschluss der Samtgemeinde Hage für das Haushaltsjahr 2021 
beschlossen und dem Samtgemeindebürgermeister die Entlastung erteilt. 
 
Nachstehend die Bilanz in komprimierter Darstellungsform zur Veröffentlichung gemäß § 55 Abs. 1  
S. 3 der Kommunalhaushalts- und Kassenverordnung (KomHKVO) in Verbindung mit dem RdErl. d. MI 
vom 24.04.2017 (Nds. MBl. S. 566) Muster 14: 
 

Bilanz zum 31.12.2021 
 

Aktiva 2020 2021 Passiva 2020 2021 

      

1. Immaterielles  
    Vermögen  

597.953,12 € 631.835,53 € 1.      Nettoposition 23.546.838,37 € 23.223.134,24 € 

   1.1    Basis-Reinvermögen 7.716.914,52 € 7.716.914,52 € 

2. Sachvermögen 30.190.423,84 € 29.984.997,53 € 1.2    Rücklagen 2.293.125,75 € 2.506.246,71 € 

   1.3    Jahresergebnis 213.120,96 € 57.805,30 € 

3. Finanzvermögen 10.673.677,83 € 10.516.571,37 € 1.4    Sonderposten 13.323.677,14 € 12.942.167,71 € 

      

4. Liquide Mittel 1.162.723,52 € 1.106.981,45 € 2.       Schulden 11.866.146,81 € 11.473.815,02 € 

   2.1 Geldschulden 
 davon 

11.545.569,65 € 11.018.361,33 € 

5. Aktive  
    Rechnungsabgren- 
    zung 

34.629,61 € 32.188,46 € 2.1.1  Liquiditätskredite 0,00 € 0,00 € 

   2.1.2   Geldschulden (ohne 
Liquiditätskredite) 

11.545.569,65 € 11.018.361,33 € 

   2.2.   Verbindlichkeiten aus 
kredit-ähnlichen 
Rechtsgeschäften 

0,00 € 0,00 € 

   2.3   Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und 
Leistungen 

148.604,86 € 254.592,04 € 

   2.4    Transferverbind- 
lichkeiten 

90.641,98 € 79.032,30 € 

   2.5    Sonstige 
Verbindlichkeiten 

81.330,32 € 121.829,35 € 

      

   3.      Rückstellungen 7.246.422,74 € 7.575.625,08 € 

      

   4.      Passive  
Rechnungsabgrenzung 

0,00 € 0,00 € 

      

Bilanzsumme 42.659.407,92 € 42.272.574,34 € Bilanzsumme 42.659.407,92 € 42.272.574,34 € 
 

Der Jahresabschluss der Samtgemeinde Hage wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Der Jahresabschluss inklusive Anhang zum 31.12.2021 und der Bericht über die Prüfung des 
Jahresabschlusses liegen in der Zeit vom 04.10.2023 bis einschließlich 12.10.2023 während der 
Öffnungszeiten des Rathauses der Samtgemeinde Hage, 26524 Hage, Hauptstraße 81, Zimmer Nr.7, 
aus. 
 
Hage, den 25.09.2023 
 

Samtgemeinde Hage 
 

Der Samtgemeindebürgermeister 
Sell 
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Gesamtabschluss der Samtgemeinde Hage zum 31.12.2021 
 
Der Samtgemeinderat hat gemäß § 129 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) am 18.09.2023 den Gesamtabschluss der Samtgemeinde Hage für das Haushaltsjahr 2021 
beschlossen und dem Samtgemeindebürgermeister die Entlastung erteilt. 
 
Nachstehend die Gesamtbilanz in komprimierter Darstellungsform zur Veröffentlichung gemäß § 55 
Abs. 1 S. 3 der Kommunalhaushalts- und Kassenverordnung (KomHKVO) in Verbindung mit dem RdErl. 
d. MI vom 24.04.2017 (Nds. MBl. S. 566) Muster 14: 
 

Gesamtbilanz zum 31.12.2021 
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Der Gesamtabschluss der Samtgemeinde Hage wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Der Gesamtabschluss inklusive Anhang zum 31.12.2021 und der Bericht über die Prüfung des 
Gesamtabschlusses liegen in der Zeit vom 04.10.2023 bis einschließlich 12.10.2023 während der 
Öffnungszeiten des Rathauses der Samtgemeinde Hage, Hauptstraße 81, 26524 Hage, Zimmer Nr. 7, 
aus. 
 
Hage, den 25.09.2023 
 
Samtgemeinde Hage 
 
Der Samtgemeindebürgermeister 
Sell 
 
 

 
C. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
für die Flurbereinigung Tannenhausen 

Vorzeitige Ausführungsanordnung 
 

Für die Flurbereinigung Tannenhausen, Landkreise Aurich und Wittmund, wird hiermit die vorzeitige 
Ausführung des Flurbereinigungsplanes gemäß § 63 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl. I, S. 546), zuletzt geändert durch Art. 17 des Gesetzes vom 
19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), angeordnet. 

Der neue Rechtszustand tritt mit Wirkung vom 02.10.2023, 0:00 Uhr ein. 

Mit diesem Zeitpunkt tritt der im Flurbereinigungsplan in der Fassung des Nachtrages 1 vorgesehene 
neue Rechtszustand an die Stelle des bisherigen (§ 61 Satz 2 FlurbG). 

Zu dem genannten Zeitpunkt tritt die Landabfindung hinsichtlich der Rechte an den alten 
Grundstücken und der diese Grundstücke betreffenden Rechtsverhältnisse, die nicht aufgehoben 
werden, an die Stelle der alten Grundstücke. Die örtlich gebundenen öffentlichen Lasten, die auf den 
alten Grundstücken ruhen, gehen auf die in deren örtlicher Lage ausgewiesenen neuen Grundstücke 
über (§ 68 Abs. 1 FlurbG). 

Die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand, namentlich der Übergang des Besitzes und der 
Nutzung der neuen Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet, wurde durch die Anordnung der 
vorläufigen Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG am 06.12.2021 in Verbindung mit den 
Überleitungsbestimmungen geregelt. Änderungen der Ergebnisse der vorläufigen Besitzeinweisung 
gemäß § 65 FlurbG wurden jeweils vereinbart. Weiterer Bestimmungen bedarf es daher nicht. 

Über Anträge auf Regelung von Pachtverhältnissen gemäß §§ 70 und 71 FlurbG sowie auf Entscheidung 
über die Beteiligung von Nießbrauchern an den Eigentümern zur Last fallenden Beiträgen (§ 19 FlurbG) 
entscheidet gemäß § 71 Satz 1 FlurbG die Flurbereinigungsbehörde. Die Anträge müssen gemäß § 71 
Satz 3 FlurbG innerhalb von 3 Monaten nach Erlass dieser vorzeitigen Ausführungsanordnung beim 
Amt für regionale Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich, Oldersumer Straße 48, 
26603 Aurich, gestellt werden. 

Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686), in 
der zurzeit gültigen Fassung, wird hiermit die sofortige Vollziehung der vorzeitigen 
Ausführungsanordnung angeordnet. 

Gründe: 

Die nach § 63 Abs. 1 FlurbG für den Erlass der vorzeitigen Ausführungsanordnung erforderlichen 
Voraussetzungen sind gegeben. 
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Die gegen den Flurbereinigungsplan eingelegten Widersprüche sind erledigt bzw. der zuständigen 
Widerspruchsbehörde zur Entscheidung vorgelegt worden. Gegen den Nachtrag 1 zum 
Flurbereinigungsplan wurde kein Widerspruch eingelegt. Durch einen Aufschub der Ausführung des 
Flurbereinigungsplanes würden erhebliche Nachteile erwachsen, daher ist gemäß § 63 Abs. 1 FlurbG 
die vorzeitige Ausführung des Flurbereinigungsplanes anzuordnen. 

Die verbliebenen Widerspruchsführer erfahren durch den Eintritt des neuen Rechtszustandes keine 
Nachteile. Der Flurbereinigungsplan kann im weiteren Rechtsbehelfsverfahren geändert werden. Die 
Änderungen wirken in rechtlicher Hinsicht auf den in dieser Anordnung festgesetzten Tag zurück (§ 63 
Abs. 2 FlurbG). Den übrigen Teilnehmern des Flurbereinigungsverfahrens Tannenhausen ist es nicht 
zuzumuten, eine weitere Verzögerung hinzunehmen. Der neue Rechtszustand ist besonders dringlich, 
da das Flurbereinigungsgesetz keine Vorabregelungen des Eigentums für Teilgebiete erlaubt. 

Aus einem längeren Aufschub der Ausführung des Flurbereinigungsplans würden einem großen Teil 
der Beteiligten voraussichtlich erhebliche Nachteile erwachsen, da besonders 

 der gesamte rechtsgeschäftliche Grundstücksverkehr im Flurbereinigungsgebiet erheblich 
erschwert wäre, 

 die Aufnahme von dinglich gesicherten Darlehen für Investitionen bis zur Eintragung der neuen 
Grundstücke in das Grundbuch nicht oder nur erschwert möglich wäre, da Kreditinstitute, die 
Darlehen auf den alten u. U. in der Natur nicht mehr vorhandenen Grundstücken nur ungern oder 
gar nicht sichern, 

 das Grundbuch nach § 82 FlurbG im Interesse verschiedener Antragsteller nicht vorzeitig 
berichtigt werden könnte, 

 bei starkem Grundstücksverkehr fortgesetzt zeitraubende Berichtigungen der 
Verfahrensunterlagen erforderlich würden. 

 bei Anträgen auf Agrarförderung und Agrarumweltmaßnahmen ggf. eine Abstimmung zwischen 
dem derzeitigen und dem künftigen Eigentümer eines Grundstücks erforderlich würde. 

Mit dem Eintritt des neuen Rechtszustands werden der vorläufige Charakter des bisher erfolgten 
Besitzübergangs und die damit verbundene Rechtsunsicherheit beendet. Es werden die 
Voraussetzungen dafür geschaffen, dass neben der Katasterberichtigung die Teilnehmer im 
Grundbuch als neue Eigentümer eingetragen werden können und somit auch rechtlich über ihre neuen 
Grundstücke verfügen können (Belastungen, Veräußerung, Erbauseinandersetzung, Erbbaurechte 
usw.). 

Nach Erlass der vorzeitigen Ausführungsanordnung und der Grundbuchberichtigung (§ 79 FlurbG) kann 
über die neuen Grundstücke problemlos verfügt werden, so dass keine Behinderung des 
Grundstücksverkehrs mehr besteht. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der vorzeitigen Ausführungsanordnung liegt im besonderen 
öffentlichen Interesse und im überwiegenden Interesse der Beteiligten, da mit dem Eintritt des neuen 
Rechtszustandes der vorläufige Charakter des bisher erfolgten Besitzübergangs beendet und die 
Übereinstimmung zwischen Besitzstand und Eigentum herbeigeführt wird. Die sofortige 
Vollziehbarkeit dient damit der Schaffung klarer Rechtsverhältnisse zu einem frühestmöglichen 
Zeitpunkt. Der Allgemeinheit ist im Hinblick auf die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der 
landwirtschaftlichen Betriebe und wegen der in die Flurbereinigung investierten erheblichen 
öffentlichen Mittel daran gelegen, die Ziele des Verfahrens möglichst bald herbeizuführen. Das 
Interesse der Beteiligten, für die der Flurbereinigungsplan unanfechtbar ist, an einem möglichst 
kurzfristigen Eigentumsübergang überwiegt die Einzelinteressen der verbliebenen 
Widerspruchsführer an einem Aufschub bei weitem. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regionale 
Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, sowie bei der 
Geschäftsstelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, Widerspruch erhoben 
werden. 

Hinweis: 

Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung auch im 
Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachungen“ 
eingestellt. 
 
Aurich, 19.09.2023 
 
Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
 - Geschäftsstelle Aurich -  
 
Im Auftrage 
Bohlen 
 

 
Friedhofsordnung (FO) 

für den Friedhof der Evangelisch-lutherischen Bonifatii-Kirchengemeinde Arle 
in Arle 

 
Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverord-
nung) vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. 
Bonifatii-Kirchengemeinde Arle am 02.08.2023 folgende Friedhofsordnung beschlossen: 
 
Der Friedhof ist die Stätte, an der die Verstorbenen zur letzten Ruhe gebettet werden. Er ist mit 
seinen Gräbern ein sichtbares Zeichen der Vergänglichkeit des Menschen. Er ist zugleich ein Ort, an 
dem die Kirche die Botschaft verkündet, dass Christus dem Tode die Macht genommen hat und 
denen, die an ihn glauben, das ewige Leben geben wird. Aus dieser Erkenntnis und in dieser 
Gewissheit erhalten Arbeit und Gestaltung auf dem Friedhof Richtung und Weisung. 
 

Inhaltsübersicht 
 
I. Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 Geltungsbereich und Friedhofszweck 
§ 2 Friedhofsverwaltung 
§ 3 Schließung und Entwidmung 
 
II. Ordnungsvorschriften 
 
§ 4 Öffnungszeiten 
§ 5 Verhalten auf dem Friedhof 
§ 6 Dienstleistungen 
 
 
 
 

http://www.flurb-we.niedersachsen.de/
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III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 
 
§ 7 Anmeldung einer Bestattung 
§ 8 Beschaffenheit von Särgen und Urnen 
§ 9 Ruhezeiten 
§ 10 Umbettungen 
 
IV. Grabstätten 
 
§ 11 Allgemeines 
§ 12 Reihengrabstätten 
§ 13 Wahlgrabstätten 
§ 14 Rasengrabstätten 
§ 15 Urnenbaumgrabstätten 
§ 16 Rückgabe von Wahlgrabstätten 
§ 17 Bestattungsverzeichnis 
 
V. Gestaltung von Grabstätten und Grabmalen 
 
§ 18 Gestaltungsgrundsatz 
§ 19 Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen und anderen Anlagen 
§ 19a Verwendung von Natursteinen 
 
VI. Anlage und Pflege von Grabstätten 
 
§ 20 Allgemeines 
§ 21 Grabpflege, Grabschmuck 
§ 22 Vernachlässigung 
 
VII. Grabmale und andere Anlagen 
 
§ 23 Errichtung und Änderung von Grabmalen 
§ 24 Mausoleen und gemauerte Grüfte 
§ 25 Entfernung 
§ 26 Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale 
 
VIII. Leichenräume und Trauerfeiern 
 
§ 27 Leichenhalle 
§ 28 Benutzung der Friedhofskapelle  
 
IX. Haftung und Gebühren 
 
§ 29 Haftung 
§ 30 Gebühren 
 
X. Schlussvorschriften 
 
§ 31 Inkrafttreten 
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I. Allgemeine Vorschriften 
 
 

§ 1  
Geltungsbereich und Friedhofszweck 

 
(1) Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Evangelisch-lutherischen Bonifatii-
Kirchengemeinde Arle in seiner jeweiligen Größe. Der Friedhof umfasst zurzeit das Flurstück 46/2 der 
Flur 4 Gemarkung Arle in Größe von insgesamt ca. 2,8594 ha. Eigentümerin des Flurstückes ist die 
Ev.-luth. Bonifatius-Kirchengemeinde Arle.  
 
(2) Der Friedhof dient der Bestattung aller Personen, die bei ihrem Ableben ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet der Ev.-luth. Bonifatius-Kirchengemeinde Arle hatten sowie 
derjenigen, die bei ihrem Tod ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. Der 
Friedhof dient auch der Bestattung von Fehlgeborenen und Ungeborenen i.S.d. Niedersächsischen 
Bestattungsgesetzes, soweit ein Elternteil die Voraussetzungen entsprechend Satz 1 erfüllt. 
 
(3) Andere Bestattungen bedürfen der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwal-tung. Diese 
Zustimmung wird in der Regel dann erteilt werden, wenn die verstorbene Person eine besondere 
Beziehung zur Kirchengemeinde oder zu deren Ortschaften hatte, oder wenn Einwohner aus dem 
Bereich der Kirchengemeinde die Bestattung einer/eines Angehörigen begehren und für die 
Grabstätte das Nutzungsrecht übernehmen. Der Kirchenvorstand kann weitere Kriterien zur 
Bestimmung dieses Personenkreises festlegen. 
 

§ 2  
Friedhofsverwaltung  

 
(1) Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand 
verwaltet (Friedhofsverwaltung). 
 
(2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Friedhofsordnung sowie den sonstigen 
kirchlichen und staatlichen Vorschriften. 
 
(3) Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung kann der Kirchenvorstand einzelne Personen, 
einen Ausschuss oder eine kirchliche Verwaltungsstelle beauftragen.  
 
(4) Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einer Bestattung, Verleihung, 
Verlängerung oder Übertragung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte, einer Anzeige zur Errichtung 
eines Grabmals oder anderer Anlagen, dem Tätigwerden von Dienstleistungserbringern sowie mit der 
Erhebung von Gebühren und Entgelten dürfen für den jeweiligen Zweck erhoben, verarbeitet und 
genutzt werden.  
 

§ 3  
Schließung und Entwidmung  

 
(1) Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können aus einem wichtigen Grund 
beschränkt geschlossen, geschlossen und entwidmet werden. 
 
(2) Nach der beschränkten Schließung dürfen keine neuen Nutzungsrechte mehr verliehen werden. 
Eine Verlängerung von bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur Anpassung an die Ruhezeit 
erfolgen. Bestattungen dürfen nur noch in Grabstätten stattfinden, an denen im Zeitpunkt der 
beschränkten Schließung noch Nutzungsrechte bestehen, sofern die Grabstätten noch nicht belegt 
sind oder sofern zu dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen waren. Grabstellen, an 
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denen die Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der beschränkten Schließung abläuft, dürfen nicht neu belegt 
werden. Eingeschränkt werden kann auch der Kreis der Bestattungsberechtigten. Ausnahmen von 
dieser Einschränkung kann die Friedhofsverwaltung im Einzelfall zur Vermeidung unbilliger Härten 
bei bestehenden Nutzungsrechten zulassen. 
 
(3) Nach der Schließung dürfen Bestattungen nicht mehr vorgenommen werden. 
 
(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestätte der Verstorbenen aufgehoben. Die 
Entwidmung wird erst ausgesprochen, wenn keine  Nutzungsrechte mehr bestehen, sämtliche 
Ruhezeiten abgelaufen sind und eine angemessene Pietätsfrist vergangen ist. 
 
(5) Auf dem Friedhof sind die Felder 2 und 4 in den Abteilungen III und IV beschränkt geschlossen. 
 
 

II. Ordnungsvorschriften 
 
 

§ 4  
Öffnungszeiten 

 
(1) Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten - in jedem Fall aber nur 
bei Tageslicht - für den Besuch geöffnet. Außerhalb dieser Zeiten ist das Betreten nicht gestattet. 
 
(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilweise für den Besuch vorübergehend 
geschlossen werden. 
(3) Sofern bei Schnee- und/oder Eisglätte die Wege auf dem Friedhof nur insoweit geräumt werden, 
wie dieses für die notwendige Aufrechterhaltung des Friedhofszweckes erforderlich ist, geschieht die 
Benutzung nicht geräumter oder nicht gestreuter Wege auf eigene Gefahr. 
 

§ 5  
Verhalten auf dem Friedhof 

 
(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes und der Achtung der Persönlichkeitsrechte 
der Angehörigen und Besucher entsprechend zu verhalten und Äußerungen, die sich in verletzender 
Weise gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche richten, die Würde des Menschen 
oder die Ruhe der Toten verletzen oder geeignet sind, politische Gedanken öffentlich zu verbreiten, 
zu unterlassen. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. Die Friedhofsverwaltung 
kann Personen, die der Friedhofsordnung zuwiderhandeln, das Betreten des Friedhofs untersagen. 
 
(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet: 
 
a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen, Inlinern, Skateboards aller Art - ausgenommen 

Kinderwagen, Rollstühlen, Handwagen sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für den 
Friedhof zugelassenen Dienstleistungserbringer -  zu befahren. Werden Fahrräder zum Transport 
von Arbeitsgeräten oder Grabschmuck benötigt, sind diese zu schieben; 

b) der Verkauf von Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, sowie das Anbieten von 
Dienstleistungen; 

c) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung Arbeiten auszuführen; 
d) die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video– und Fotoaufnahmen, außer zu privaten 

Zwecken. Aufnahmen auch zu privaten Zwecken sind grundsätzlich nicht zugelassen, soweit sie 
sich störend auf den jeweiligen Handlungsablauf auswirken können; 

e) Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD) zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die 
im Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und üblich sind; 
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f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern oder mitgebrachten 
Unrat zu entsorgen; 

g) Fremde Grabstätten und die Friedhofsanlagen außerhalb der Wege zu betreten, zu beschädigen 
oder zu verunreinigen; 

h) Tiere mitzubringen. Hunde werden geduldet, sofern sie angeleint sind und gewährleistet ist, dass 
sie die Wege nicht verlassen und Grabstätten und Anlagen nicht beschädigen oder verunreinigen; 

i) zu lärmen und zu spielen oder den Friedhof für sportliche Betätigungen zu benutzen. 
 
(3) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit die Interessen Anderer nicht 
beeinträchtigt werden. 
 
(4) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der vorherigen Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung. 
 
(5) Hausmüll, Gewerbeabfälle und sonstige außerhalb des Friedhofs angefallene Abfälle dürfen nicht 
auf den Friedhof gebracht werden. 
 

§ 6  
Dienstleistungen 

 
(1) Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter usw.) haben die für den 
Friedhof geltenden Bestimmungen zu beachten.  
 
(2) Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer, die fachlich geeignet und in betrieblicher 
und personeller Hinsicht zuverlässig sind. 
 
(3) Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätigkeit von der Friedhofsverwaltung auf Zeit 
oder auf Dauer untersagt werden, wenn der Dienstleistungserbringer nach vorheriger Mahnung 
gegen für den Friedhof geltende Bestimmungen verstoßen hat. Bei einem schwerwiegenden Verstoß 
ist eine Mahnung entbehrlich. 
 
(4) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vorü-
bergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern. Die Arbeits- und Lager-
plätze sind nach Beendigung der Tagesarbeit zu säubern und in einem ordnungsgemäßen Zustand zu 
verlassen und bei Unterbrechung der Tagesarbeit so herzurichten, dass eine Behinderung Anderer 
ausgeschlossen ist. Die Dienstleistungserbringer dürfen auf dem Friedhof keinen Abraum lagern. Wird 
dieses nicht beachtet, kann die Friedhofsverwaltung nach erfolgloser Aufforderung – im 
Wiederholungsfall oder bei unmittelbarer Gefahr auch ohne Aufforderung – die Entsorgung auf 
Kosten des Verursachers veranlassen. Geräte von Dienstleistungserbringern dürfen nicht an oder in 
den Wasserentnahmestellen des Friedhofs gereinigt werden. 
 
(5) Dienstleistungserbringer haften gegenüber dem Friedhofsträger für alle Schäden, die sie im 
Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen. 
 
(6) Folgende Leistungen werden zur Wahrung eines einheitlichen Erscheinungsbildes, zur Einhaltung 
bestattungsrechtlicher Vorschriften und zur Sicherung der Würde des Ortes entsprechender Abläufe 
auf dem Friedhof allein von der Friedhofsverwaltung erbracht: Bestattung (Ausheben und Verfüllen 
eines Grabes), Umbettung, allgemeine Friedhofsunterhaltung. 
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III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 
 
 
Grundsätzlich gelten alle Bestimmungen dieser Friedhofsordnung in gleicher Weise für 
Erdbestattungen wie auch für Aschebeisetzungen, sofern in der jeweiligen Bestimmung nichts anderes 
geregelt wird. 
 

§ 7  
Anmeldung einer Bestattung 

 
(1) Eine Bestattung ist unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen und der von der 
Friedhofsverwaltung dafür vorgehaltenen Formulare rechtzeitig bei der mit der Verwaltung des 
Friedhofes beauftragten Person bzw. Verwaltungsstelle anzumelden. Dabei ist mitzuteilen, wer die 
Bestattung leiten und wer sonst bei der Bestattung (einschließlich Trauerfeier) gestaltend mitwirken 
wird. Ebenso ist mitzuteilen, wenn besondere oder unübliche Abläufe der Bestattung oder 
Trauerfeier vorgesehen sind. Dies gilt insbesondere für Bestattungen nach anderen als christlichen 
Ritualen und Abläufen. 
 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Bestattung leiten oder bei der Bestattung ges-
taltend mitwirken soll, ausschließen, wenn sie verletzende Äußerungen gegen den christlichen 
Glauben oder die evangelische Kirche getan hat und eine Wiederholung zu erwarten ist. Ebenso kann 
die Friedhofsverwaltung Handlungen und Rituale bei der Bestattung oder Trauerfeier untersagen, 
wenn sie gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche oder in anderer Weise gegen 
die Menschenwürde oder die Würde des Friedhofes verstoßen. 
 
(3) Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der bereits ein Nutzungsrecht verliehen ist, ist 
das Nutzungsrecht nachzuweisen. 
 
(4) Die Friedhofsverwaltung setzt im Einvernehmen mit dem/der zuständigen Pastor/-in den 
Zeitpunkt der Bestattung fest. Die Wünsche der Angehörigen sollen dabei nach Möglichkeit 
berücksichtigt werden. 
 

§ 8  
Beschaffenheit von Särgen und Urnen 

 
(1) Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeitshemmenden Särgen zulässig. Von der 
Sargpflicht nach Satz 1 kann die untere Gesundheitsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn in der zu 
bestattenden Person ein wichtiger Grund vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht.  
 
(2) Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der geeignet ist, nachhaltig die 
physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu 
verändern oder der die Verwesung der Leiche nicht innerhalb der festgesetzten Ruhezeit ermöglicht. 
 
(3) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Für 
größere Särge ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung 
einzuholen. 
 
(4) Für Sargauskleidung, Leichenhüllen und Leichenbekleidungen gelten die Anforderungen des 
Absatzes 2 entsprechend.  
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(5) Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen verwendet werden, die aus Kunststoffen 
oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind, nachhaltig die 
physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu ver-
ändern.  
 

§ 9 
Ruhezeiten  

 
Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 30 Jahre. 

 
§ 10 

Umbettungen und Ausgrabungen 
 
(1) Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe grundsätzlich nicht vorgenommen werden. 
 
(2) Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit nur mit Genehmigung der 
unteren Gesundheitsbehörde ausgegraben oder umgebettet werden. 
  
(3)  Die berechtigte Person hat sich gegenüber der Friedhofsverwaltung schriftlich zu verpflichten, 
alle Kosten zu übernehmen, die bei der Umbettung durch Beschädigung und Wiederinstandsetzung 
gärtnerischer oder baulicher Anlagen an Nachbargrabstätten oder Friedhofsanlagen entstehen. 
 
(4) Alle Umbettungen sind bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. Die Friedhofsverwaltung 
bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. Die Arbeiten dürfen nur in Anwesenheit und unter Aufsicht 
einer dafür von der Friedhofsverwaltung benannten Person vorgenommen werden, die auch 
hinsichtlich der Grablage, Einhaltung von Sicherheitsbestimmungen, Lagerung des Grabaushubs und 
sonstiger weiterer Friedhofsvorschriften weisungsbefugt ist. Bei der nachfolgenden 
Wiederbeisetzung ist die Anwesenheit der Angehörigen zulässig. 
 
 
(5) Es liegt in der Entscheidung der Friedhofsverwaltung, ob Mitarbeiter des Friedhofes für die 
Durchführung der Ausgrabungsarbeiten zur Verfügung stehen. Ansonsten hat die die Umbettung 
veranlassende Person selbst und auf eigene Kosten für eine Ausgrabung durch einen fachlich 
geeigneten Dienstleistungserbringer zu sorgen. Die Bereitstellung von Arbeitsgeräten ist mit der 
Friedhofsverwaltung abzustimmen. 
 
(6) Die Grabstätte ist nach Abschluss der Arbeiten wieder ordnungsgemäß zu verfüllen und sämtliche 
an der Grabstätte oder an Friedhofseinrichtungen entstandenen Beeinträchtigungen zu beseitigen. 
Grabmale, andere Anlagen ihr Zubehör und Pflanzen können umgesetzt werden, wenn 
Gestaltungsbestimmungen des Friedhofes bzw. neuen Grabfeldes nicht entgegenstehen.  
 
(7) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder 
gehemmt. 
 
(8) Mit Umbettung in ein Grab einer anderen Grabart auf dem Friedhof wird das Recht an der 
bisherigen Grabstätte entschädigungslos an die Friedhofsverwaltung zurück gegeben. Das Recht an 
der zukünftigen Grabstätte ist für die noch verbleibende Ruhezeit zu erwerben. Eine Erstattung oder 
Verrechnung von bereits gezahlten Gebühren erfolgt nicht. 
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IV. Grabstätten 
 
 

§ 11 
Allgemeines 

 
(1) Folgende Arten von Grabstätten stehen auf dem Friedhof zur Verfügung: 
 
a) Reihengrabstätten  (§ 12), 
b) Wahlgrabstätten   (§ 13), 
c) Rasengrabstätten   (§ 14), 
d) Urnenbaumgrabstätten  (§ 15). 
 
(2) Die Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträgers. An ihnen werden nur öffentlich-
rechtliche Nutzungsrechte nach Maßgabe dieser Ordnung in der jeweils geltenden Fassung verliehen. 
Ein Nutzungsrecht kann jeweils nur einer einzelnen Person, nicht mehreren Personen zugleich 
zustehen. Nutzungsberechtigte Personen haben jede Änderung ihrer Anschrift der 
Friedhofsverwaltung mitzuteilen. 
 
(3) Rechte an Reihengrabstätten werden nur im Todesfall vergeben. Ein Anspruch auf Verleihung oder 
Wiedererwerb eines Nutzungsrechtes an einer Grabstätte in bestimmter Lage sowie auf 
Unveränderlichkeit der Umgebung besteht nicht. 
 
(4) In einer Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche oder Asche bestattet werden. Eine 
verstorbene Mutter und ihr gleichzeitig – bei oder kurz nach der Geburt – verstorbenes Kind oder 
zwei gleichzeitig verstorbene Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr dürfen in einer Grabstelle 
bestattet werden. 
 
(5) In einer bereits belegten Wahlgrabstelle für Erdbestattungen dürfen zusätzlich zwei Asche 
bestattet werden, in einer bereits belegten Wahlgrabstelle für Aschen eine zusätzliche Asche, wenn 
die bereits bestattete Person der Ehegatte oder die Ehegattin oder der eingetragene Lebenspartner 
oder die Lebenspartnerin nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft oder ein 
naher Verwandter war. 
 
(6) Bei neu anzulegenden Grabstätten sollen die Grabstellen je nach Lage etwa folgende Größe 
haben: 
 
a) für Särge von Kindern:    Länge: 1,20 m  Breite: 0,60 m, 
b)  für Särge von Erwachsenen   Länge: 2,40 m  Breite: 1,20 m, 
c) für Urnen:     Länge: 1,20 m  Breite: 0,60 m. 
 
Für die bisherigen Grabstätten gelten die übernommenen Maße. Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan 
für den Friedhof maßgebend. 
 
(7) Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 
0,90 m, von der Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für Erdbestattungen müssen 
voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein. 
 
(8) Ein Grab darf nur von Personen ausgehoben und zugefüllt werden, die dafür von der 
Friedhofsverwaltung bestimmt oder zugelassen sind. 
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(9) Die nutzungsberechtigte Person muss Grabzubehör (Grabmal, Einfassung, Lampen, Vasen, 
Großgehölze usw.), soweit erforderlich, vor der Bestattung auf ihre Kosten entfernen. Über das 
Erfordernis entscheidet die Friedhofsverwaltung. 
 
(10) Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung aus Absatz 9 nicht nach und muss 
beim Ausgeheben des Grabes das Grabzubehör von dem Friedhofsträger entfernt werden, sind die 
dadurch entstehenden Kosten von der nutzungsberechtigten Person dem Friedhofsträger zu 
erstatten. Ein Anspruch auf Wiederverwendung herausgenommener Pflanzen besteht nicht. 
 

§ 12 
Reihengrabstätten 

 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten mit einer Grabstelle für eine Erdbestattung oder zur 
Bestattung einer Asche, die anlässlich einer Bestattung der Reihe nach für die Dauer der Ruhezeit 
vergeben werden. Das Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden. 
 
(1) Reihengräber werden vergeben als: 
 
a) Kinderreihengrabstätte für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr, 
b) Sargreihengrabstätte für Verstorbene ab dem 6. Lebensjahr, 
c) Urnenreihengrabstätte. 
 
(2) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen davon wird sechs Monate vor Ablauf der 
Ruhezeit durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt gemacht. 
 

§ 13 
Wahlgrabstätten 

 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen oder Bestattungen von Aschen, die mit 
einer oder mehreren Grabstellen vergeben werden. Die Dauer des Nutzungsrechtes beträgt 30 Jahre, 
vom Tage der Verleihung an gerechnet. Über das Nutzungsrecht wird eine Urkunde ausgestellt. 
 
(2) Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle nach § 3 Absatz 2 auf Antrag für die gesamte 
Wahlgrabstätte um Zeiträume von jeweils mindestens 5 Jahre verlängert werden, höchstens jedoch 
um die Zeit eines neuen Nutzungsrechtes gem. Absatz 1. Die Friedhofsverwaltung ist nicht 
verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung eines Verlängerungsantrages aufzufordern. Bei einer 
Bestattung verlängert sich das Nutzungsrecht für die gesamte Wahlgrabstätte bis zum Ablauf der 
Ruhezeit. Die Gebühren für die Verlängerung richten sich nach der jeweiligen Gebührenordnung. 
 
(3) In einer Wahlgrabstätte dürfen die nutzungsberechtigte Person und folgende Angehörige 
bestattet werden: 
 
a) Ehegatte, 
b) Lebenspartner oder Lebenspartnerin nach dem Gesetz über die eingetragene 

Lebenspartnerschaft, 
c) Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten, 
d) Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 
e) Eltern, 
f) Geschwister, 
g) Stiefgeschwister, 
h) Die nicht unter Buchstaben a) bis g) fallenden Erben. 
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Grundsätzlich entscheidet die nutzungsberechtigte Person, wer von den bestattungsberechtigten 
Personen bestattet wird. Kann nach dem Tode einer bestattungsberechtigten Person die 
Entscheidung der nutzungsberechtigten Person der Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor der 
Bestattung mitgeteilt werden, so ist die Friedhofsverwaltung nach pflichtgemäßer Prüfung berech-
tigt, die Bestattung zuzulassen. Die Bestattung anderer, auch nichtverwandter Personen bedarf eines 
Antrags der nutzungsberechtigten Person und der Genehmigung der Friedhofsverwaltung. 
 
(4) Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeiten ihr Nutzungsrecht auf eine der in Absatz 
3 Buchstaben a) bis h) genannten Personen übertragen; zur Rechtswirksamkeit der Übertragung sind 
schriftliche Erklärungen der bisherigen und der neuen nutzungsberechtigten Person sowie die 
schriftliche Genehmigung der Friedhofsverwaltung erforderlich. 
 
(5) Die nutzungsberechtigte Person soll der Friedhofsverwaltung schriftlich mitteilen, auf welchen 
ihrer bestattungsberechtigten Angehörigen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode übergehen soll. Eine 
schriftliche Einverständniserklärung der Rechtsnachfolgerin oder des Rechtsnachfolgers ist 
beizubringen. Hat die nutzungsberechtigte Person nicht bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach 
ihrem Tode übergehen soll, so geht das Nutzungsrecht an die nach Absatz 3 bestattungsberechtigten 
Angehörigen in der dort genannten Reihenfolge über. Dabei steht das Nutzungsrecht innerhalb der 
einzelnen Gruppen der jeweils ältesten Person zu. Der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin 
hat der Friedhofsverwaltung auf deren Verlangen nachzuweisen, dass er neuer Nutzungsberechtigter 
oder sie neue Nutzungsberechtigte ist. Ist der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin nicht 
daran interessiert, das Nutzungsrecht zu behalten, so kann er oder sie das Nutzungsrecht auf eine 
andere der in Absatz 3 genannten Personen oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf eine 
Person übertragen, die aufgrund ihres oder seines Nutzungsrechtes bestattungsberechtigt nach 
Absatz 3 geworden ist. Für die Übertragung gilt Absatz 4. 
 

§ 14 
Rasengrabstätten 

 
(1) Rasengrabstätten sind pflegefreie Reihen- oder Wahlgrabstätten nach §§ 12-13, an denen auf 
Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren verliehen wird. 
 
(2) Ein Gestaltungs- und Pflegerecht der Angehörigen besteht nicht, Herrichtung, Instandhaltung und 
Pflege der Grabstätten obliegt dem Friedhofsträger. 
 
(3) Die Rasengrabstätten sind durch die Nutzungsberechtigten je Grabstelle mit einem Denkmal zu 
versehen, das den Namen, sowie das Geburts- und Sterbedatum des/der Verstorbenen enthält. Die 
Beschaffung der Grabplatten erfolgt durch den Nutzungsberechtigten auf eigene Rechnung. Es dürfen 
ausschließlich Denkmäler mit einer Grundplatte in der Größe von 0,75 m x 0,50 m x 0,07-0,08 m und 
zwei Sandstein-Pultsteinen in der Größe von 0,25 m x 0,25 m x 0,20-0,25 m errichtet werden. Die 
Einfassung eines kleinen Blumenbeetes vor dem Denkmal, dessen gärtnerische Gestaltung und Pflege 
dann den Angehörigen obliegt, ist nach Vorgabe/Muster der Friedhofsverwaltung möglich. 
 
(4) Auf der Rasenfläche sind Anpflanzungen, das Aufstellen von Schalen o.ä., stehender 
Blumenschmuck oder andere individuelle Grabgestaltung nicht zulässig. Das Ablegen von 
Blumenschmuck oder kleinen Trauergegenständen auf einer Rasengrabstätte außerhalb der 
Grabplatte/des Grabbeetes ist nur außerhalb der Vegetationszeit (November bis März) zulässig. Bei 
Zuwiderhandlungen kann dieser von den Friedhofsmitarbeitern jederzeit entfernt werden. Die 
Friedhofsverwaltung ist dabei zur Aufbewahrung abgeräumter Gegenstände (z.B. Pflanzschalen und 
dergl.) nicht verpflichtet. 
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(5) Die nachträgliche Umwandlung von Wahlgrabstätten gemäß § 13 in eine entsprechende 
Rasengrabstätte ist grundsätzlich möglich, erfordert aber die Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 
Das Abräumen und Einebnen der Grabstätte obliegt in diesem Fall dem Nutzungsberechtigten; er 
kann bei Kostenübernahme die Friedhofsverwaltung damit beauftragen. 
 
(6) Bei gemäß Absatz 5 umgewandelten Grabstätten kann ein vorhandenes Denkmal bestehen 
bleiben, sofern es den Anforderungen an die Standsicherheit genügt. Bei Entfernen eines solchen 
Denkmals ist ein Denkmal nach Absatz 3 anzubringen. Geschieht dies nicht innerhalb von drei 
Monaten nach Einebnung der Grabstätte, kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten des 
Nutzungsberechtigten eine entsprechende Grabplatte anbringen lassen. 
 
(7) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Regelungen des § 13 
entsprechend. 
 

§ 15 
Urnenbaumgrabstätten 

 
(1) Urnenbaumgrabstätten sind Gemeinschaftsgrabstätten für Urnenbeisetzungen, die um einen 
Baum herum angeordnet sind, und an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer der Ruhezeit 
verliehen wird. Der Wiedererwerb eines Nutzungsrechts ist nur auf Antrag um mindestens 5 Jahre 
möglich. Die Friedhofsverwaltung kann Erwerb und Wiedererwerb von Nutzungsrechten an 
Urnengrabstätten ablehnen, insbesondere wenn eine Umgestaltung des betroffenen Grabfeldes oder 
die Schließung gem. § 3 beabsichtigt ist. 
 
(2) Nutzungsrechte können bereits zu Lebzeiten erworben werden. Die Vergabe der Grabstätten 
erfolgt durch die Friedhofsverwaltung. Auf jeder Grabstelle können zwei Urnen beigesetzt werden. 
 
(3) Ein Gestaltungs- und Pflegerecht der Angehörigen besteht nicht. Herrichtung, Instandhaltung und 
Pflege der Grabstätte obliegen der Friedhofsverwaltung. Eine Ablage von Blumenschmuck auf der 
Grabstätte im dafür vorgesehenen Bereich ist  zulässig. Der Friedhofsträger ist zur Aufbewahrung 
widerrechtlich abgelegter und von ihm abgeräumter Gegenstände (z.B. Pflanzschalen) nicht 
verpflichtet. 
 
(4) Die namentliche Kennzeichnung der Grabstätte ist erwünscht. Zulässig sind ausschließlich 
liegende Grabmale aus Naturmaterialien mit maximal folgenden Maßen: 30 cm lang und 40 cm breit. 
 

§ 16 
Rückgabe von Wahlgrabstätten 

 
(1) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten Grabstätten erst 
nach Ablauf der letzten Ruhezeit zurückgegeben werden. Ein Verzicht ist nur für die gesamte 
Grabstätte zulässig. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 
 
(2) Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten besteht kein Anspruch auf 
Gebührenerstattung. 
 

§ 17 
Bestattungsverzeichnis 

 
Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen ein Verzeichnis, aus dem sich nachvollziehen 
lässt, wer an welcher Stelle bestattet ist und wann die Ruhezeit abläuft. 
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V. Gestaltung von Grabstätten und Grabmalen 
 
 

§ 18 
Gestaltungsgrundsatz 

 
Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck 
und die Würde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird. 
Alle Grabstätten müssen im Rahmen dieser Vorschrift hergerichtet und dauernd verkehrssicher 
instandgehalten werden. 

 
§ 19 

Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen und anderen Anlagen 
 

(1) Die Aufgabe eines Grabmales soll es sein, das Grab nicht nur zu bezeichnen, sondern vielmehr das 
Andenken an die Verstorbenen zu erhalten. 
 
(2) Grabmale und andere Anlagen dürfen nicht so gestaltet werden, dass sie eine Verunstaltung des 
Friedhofes bewirken oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören können. Die Gestaltung darf sich 
ferner nicht gegen den christlichen Glauben, die evangelische Kirche oder in anderer Weise gegen die 
Menschenwürde und die Würde eines Friedhofes richten. Im Übrigen gilt § 18 entsprechend. 
Werkstattbezeichnungen dürfen nur unten an der Seite oder Rückseite in unauffälliger Weise 
angebracht werden. 
 
(3) Bei der Größe der Grabmale ist auf die Größe der Grabstätte Rücksicht zu nehmen. Das Grabmal 
soll sich harmonisch in das Gesamtbild des betroffenen Friedhofsbereiches eingliedern. Grabmale aus 
anderen Materialien als Naturstein (z.B. aus Zementmasse, Glas, Porzellan, Emaille, Blech, usw.) sind 
nicht gestattet. Grabmale, Stelen und Kreuze aus Holz sind zugelassen, sofern sie nur mit 
Holzimprägnierung behandelt werden. Schmiedeeiserne Kreuze sind zulässig, dürfen aber nur in 
Grautönen bzw. schwarz gestrichen werden. 
 
(4) Grabmale und andere Anlagen sind dauernd in würdigem und verkehrssicherem Zustand zu 
halten. Hierfür ist die nutzungsberechtigte Person verantwortlich. 
 
(5) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, anderen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, ist 
die für die Unterhaltung verantwortliche nutzungsberechtigte Person verpflichtet, unverzüglich 
Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Person geeignete Sicherungsmaßnahmen treffen (z.B. Absperrungen, Umlegen 
von Grabmalen). Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der 
Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die 
Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabmale, andere Anlagen oder Teile davon auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Person zu entfernen. Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder 
ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche 
Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte, das für die Dauer von einem Monat 
aufgestellt wird. 

 
§ 19a 

Verwendung von Natursteinen 
 
(1) Es sollen nur Grabmale einschließlich anderer Anlagen aus Natursteinen auf dem Friedhof 
verwendet werden, wenn 
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1. glaubhaft gemacht wird, dass sie in einem Staat oder Gebiet gewonnen oder hergestellt wurden, 
in dem das Übereinkommen über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291, Bekanntmachung 
vom 28. Juni 2002, BGBl. II S. 2352) eingehalten wird, oder 
2. ein Nachweis nach Absatz 3 vorliegt. 
 
(2) Derzeit erfüllen folgende Staaten diese Voraussetzungen: Australien, Belgien, Bosnien-
Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Deutschland, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kosovo, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, 
Litauen, Luxemburg, Malta, Mazedonien, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, 
Rumänien, Russland, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Türkei, Tschechien, Ukraine, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern. 
 
Um zu verhindern, dass Natursteine verwendet werden, die aus einem Drittland in einen der in Satz 
1 genannten Staaten oder das Gebiet importiert worden sind, in dem das in Absatz 1 Nr. 1 genannte 
Übereinkommen nicht eingehalten wird, ist eine dahingehende Erklärung abzugeben. 
 
(3) Als Nachweis nach Absatz 1 Nummer 2 gilt ein Zertifikat einer der nachfolgenden Organisationen: 
 
1. Fair Stone 
2. IGEP 
3. Werkgroep Duurzame Natursteen – WGDN 
4. Xertifix 
 
Eine gleichwertige Erklärung einer geeigneten Stelle oder Vereinigung im Sinne des § 13 a Abs. 3 Satz 
4 des Gesetzes über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen (BestattG) setzt voraus, dass die 
erklärende Stelle  
 
1. über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse auf dem Gebiet des Überein-kommens über das 
Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit 
vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291, Bekanntmachung vom 28. Juni 2002, BGBl. II S. 2352) verfügt,  
2. weder unmittelbar noch mittelbar an der Herstellung oder am Handel mit Steinen beteiligt ist,  
3. ihre Tätigkeit im Zusammenhang mit der Abgabe der gleichwertigen Erklärung dokumentiert und 
die Dokumentation auf Anforderung des Friedhofsträgers zur Einsichtnahme bereitstellt, 
4. erklärt, dass sie sich über das Fehlen schlimmster Formen von Kinderarbeit durch unangekündigte 
Kontrollen im Herstellungsstaat vergewissert hat. 
  
(4) Für die abzugebende Erklärung kann das durch die Friedhofsverwaltung bereitgestellte und auf 
der Internetseite des Ev.-luth. Kirchenamtes in Aurich (www.kirchenamt-aurich.de) hinterlegte 
Muster „Erklärung über die Vorlage von Nachweisen nach § 13 a BestattG“ verwendet werden. 
 
 

VI. Anlage und Pflege der Grabstätten 
 
 

§ 20 
Allgemeines 

 
(1) Grabstätten müssen innerhalb von sechs Monaten nach deren Belegung hergerichtet sein. 
Werden Nutzungsrechte ohne sofortige Belegung im Voraus erworben oder überschreitet das 
Nutzungsrecht den Ablauf aller Ruhezeiten, ist die Herrichtung nicht zwingend erforderlich; Der 
Friedhofsträger kann für die Pflege solcher Grabstätten jedoch besondere Gebührenregelungen 
treffen. 
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(2) Zur gärtnerischen Anlage und Pflege sind die jeweiligen nutzungsberechtigten Personen 
verpflichtet. Die Verpflichtung zur Pflege besteht bis zum Ablauf des Nutzungsrechtes. 
 
(3) Grabstätten sind ebenerdig anzulegen, allenfalls geringfügig höher als das Niveau der 
angrenzenden oder nächsten Wege. Auf Dauer angelegte Grabhügel sind nicht zulässig. Die zulässige 
Grabstättengröße darf nicht überschritten werden. Die Grabstätten dürfen nur mit Gewächsen 
bepflanzt werden, durch die benachbarte Grabstätten und öffentliche Anlagen nicht beeinträchtigt 
werden. Die Bepflanzung darf seitlich nicht über die Grabstättengröße hinauswachsen. Das Pflanzen 
vom Bäumen ist nicht gestattet. Sträucher dürfen nur angepflanzt werden, wenn sie ihrer Art nach 
eine Höhe von 1,50 m nicht überschreiten werden. Ansonsten sind sie auf diese Höhe 
zurückzuschneiden oder zu entfernen. 
 
(4) Die Grabstätten sind einzufassen. Grabeinfassungen können aus natürlichen Pflanzen oder festem 
Material bestehen, sofern bei bestimmten Grabarten oder Friedhofsbereichen nichts anderes 
geregelt ist. Natürliche Pflanzen sind durch Beschneiden innerhalb der Grababmessungen und 
möglichst niedrig zu halten. Feste Grabeinfassungen sind nur aus Naturstein zugelassen. Sie sollen in 
Material und Gestaltung eine harmonische Einheit mit einem eventuellen Grabmal bilden. Die 
Grabeinfassungen sind so zu verlegen, dass eine Abgrenzung zu den Nachbargrabstätten durch die 
Verlegung von Grabbegrenzungsplatten noch möglich ist. 
 
(5) Die Friedhofsverwaltung ist befugt, stark wuchernde, absterbende oder  Bestattungen 
behindernde Hecken und Sträucher zu beschneiden oder zu beseitigen. Verwelkte Blumen, Kränze 
usw. sind von den Grabstätten zu entfernen und an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. 
 
(6) Grabvoll- und Teilabdeckungen mit Platten oder anderen, undurchlässigen Materialien anstelle 
einer Bepflanzung sind, um eine Leichenverwesung innerhalb der Ruhezeit zu gewährleisten, 
aufgrund der Bodenbeschaffenheit des gesamten Friedhofes auf Grabstätten mit Erdbestattungen 
nicht zulässig. Das Belegen der Grabstätten mit Kies oder Splitt ist grundsätzlich nicht zugelassen. Die 
Friedhofsverwaltung kann widerrechtlich aufgebrachte Abdeckungen auf Kosten der 
Nutzungsberechtigten entfernen lassen. 
 
(7) Die Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt 
allein der Friedhofsverwaltung. 
 
(8) Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, zur Verhütung von Schäden, die durch fremde Personen 
oder Tiere hervorgerufen werden, Vorkehrungen zu treffen. 
 

§ 21 
Grabpflege, Grabschmuck 

 
(1) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wildkrautbekämpfungsmitteln sowie von biologisch 
nicht abbaubaren Reinigungsmitteln zur Grabpflege und Reinigung von Grabmalen und anderen 
Anlagen ist nicht gestattet. 
 
(2) Kunststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, 
Trauergebinden, Trauergestecken, in Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei 
Pflanzenanzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwendet werden (ausgenommen 
sind Grabvasen, Grablichter und Markierungszeichen) und dürfen, ebenso wie Verpackungsmaterial 
und Transportbehälter aus diesen Stoffen, nicht in die Friedhofsabfälle gelangen, sondern sind 
mitzunehmen, soweit keine entsprechende Entsorgungsmöglichkeit angeboten wird. 
 
(3) Die Verwendung von Blechdosen, Gläsern, Flaschen o. ä. für die Aufnahme von Schnittblumen ist 
nicht gestattet. 
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(4) Unansehnlich gewordener Grabschmuck ist zu entfernen und ebenso wie entfernte Pflanzen an 
den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. Eine evtl. vorgesehene Abfallsortierung ist zu beachten. 
 

§ 22 
Vernachlässigung 

 
(1) Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig hergerichtet oder gepflegt, hat die 
nutzungsberechtigte Person nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte 
innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt sie der Verpflichtung nicht nach, 
kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf Kosten der nutzungsberechtigten Person in Ordnung 
bringen oder bringen lassen.  Ist die nutzungsberechtigte Person der Verpflichtung aus Satz 1 nicht 
nachgekommen, kann die Friedhofsverwaltung auch die Grabstätte einebnen und begrünen. Die 
Pflege einer solcher eingeebneter und begrünter Grabstätten erfolgt bis zu einer möglichen 
Neuanlegung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person durch den Friedhofsträger. Grabmale 
werden dabei nach Möglichkeit unter Beachtung an die Standsicherheit zu stellenden Anforderungen 
erhalten. 
 
(2) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu 
ermitteln, wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung  und 
Pflege hingewiesen. Außerdem wird die unbekannte nutzungsberechtigte Person durch ein 
Hinweisschild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu 
setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, kann die 
Friedhofsverwaltung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person 
 
a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und 
b) Grabmale und  andere Anlagen beseitigen lassen. 
  
(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung 
nicht befolgt oder ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen 
Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Person entfernen oder entfernen lassen. 
 
 

VII. Grabmale und andere Anlagen 
 
 

§ 23 
Errichtung und Änderung von Grabmalen 

 
(1) Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen und anderen Anlagen sind der 
Friedhofsverwaltung anzuzeigen mit der Erklärung, dass das Vorhaben der gültigen Friedhofsordnung 
und den Vorgaben des technischen Regelwerks entspricht.  
 
(2)  Der Anzeige ist der Grabmalentwurf in einem geeigneten Maßstab beizufügen. In den 
Anzeigeunterlagen sollen alle wesentlichen Teile erkennbar, die Darstellung der Befestigungsmittel 
mit Bemaßung und Materialangaben sowie die Gründungstechnik mit Maßangaben und 
Materialbenennung in den Anzeigeunterlagen eingetragen sein. 
 
(3) Mit dem Vorhaben darf drei Monate nach Vorlage der vollständigen Anzeige begonnen werden, 
wenn seitens der Friedhofsverwaltung in dieser Zeit keine Bedenken wegen eines Verstoßes gegen 
die Friedhofsordnung oder das technische Regelwerk geltend gemacht werden. Vor Ablauf von drei 
Monaten darf begonnen werden, wenn die Friedhofsverwaltung schriftlich die Übereinstimmung mit 
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der geltenden Friedhofsordnung und die Vollständigkeit der Anzeige der sicherheitsrelevanten Daten 
bestätigt. 
 
(4) Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht 
binnen eines Jahres nach Einreichen der Anzeige errichtet oder geändert worden ist. 
 
(5) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen verkehrssicher sein. Sie sind entsprechend 
ihrer Größe nach den allgemeinen Regeln der Baukunst zu fundamentieren und so zu befestigen, dass 
sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen. 
Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der Regeln der Baukunst ist ausschließlich die aktuelle 
Fassung der „Technischen Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal) der 
Deutschen Naturstein-Akademie e.V. (DENAK)“. Die TA Grabmal gilt für die Planung, Erstellung, 
Ausführung, die Abnahmeprüfung und jährliche Prüfung der Grabmalanlagen. 
 
(6) Für alle neu errichteten, versetzten und reparierten Grabmale hat der Steinmetz oder sonstige 
Dienstleistungserbringer (mit gleichwertiger Qualifikation in Befestigungstechnik, Planung, 
Berechnung und Ausführung von Gründungen) eine Abnahmeprüfung nach Abschnitt 4 der TA 
Grabmal vorzunehmen.  Die gleichwertige Qualifikation i.S.v. Satz 1 ist zweifelsfrei nachzuweisen. Der 
Prüfablauf ist nachvollziehbar zu dokumentieren. 
 
(7) Die nutzungsberechtigte Person oder eine von ihr bevollmächtigte Person hat der 
Friedhofsverwaltung spätestens sechs Wochen nach Fertigstellung der Grabmalanlage die 
Dokumentation der Abnahmeprüfung  und die Abnahmebescheinigung entsprechend den 
Anforderungen der TA Grabmal vorzulegen. 
 
(8) Fachlich geeignet i.S.v. § 6 Absatz 2 sind Dienstleistungserbringer, die aufgrund ihrer Ausbildung 
in der Lage sind, unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedhofes die angemessene 
Gründungsart zu wählen und nach der TA Grabmal die erforderlichen Fundamentabmessungen zu 
berechnen. Die Dienstleistungserbringer müssen in der Lage sein, für die Befestigung der 
Grabmalteile das richtige Befestigungsmittel auszuwählen, zu dimensionieren und zu montieren. 
Ferner müssen sie die Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen können und fähig sein, mit 
Hilfe von Messgeräten die Standsicherheit zu kontrollieren und zu dokumentieren. 
 
(9) Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten Grabmals und anderer Anlagen 
nicht den Anzeigeunterlagen und den Vorgaben der Friedhofsordnung, setzt die Friedhofsverwaltung 
der nutzungsberechtigten Person eine angemessene Frist zur Beseitigung oder Abänderung des 
Grabmals und anderer Anlagen. Nach ergebnislosem Ablauf der Frist kann die Friedhofsverwaltung 
die Abänderung oder Beseitigung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person veranlassen. Bei nicht 
ordnungsmäßiger Gründung und Befestigung des Grabmals und anderer Anlagen gilt § 19 Absatz 5. 
 

§ 24 
Mausoleen und gemauerte Grüfte 

 
Soweit auf den Friedhöfen Mausoleen oder gemauerte Grüfte bestehen, können sie im Rahmen der 
bestehenden Nutzungsrechte genutzt werden. Neubauten sind nicht möglich. Im Übrigen gelten § 19 
Absätze 4 und 5 entsprechend.  
 

§ 25 
Entfernung 

 
(1) Grabmale und  sonstige bauliche Anlagen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts 
nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden. 
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(2) Nach Ablauf der Nutzungszeit und nach Bekanntmachung über das Abräumen der Grabstätten 
veranlasst die Friedhofsverwaltung die Entfernung von Grabmalen und  anderen Anlagen. Innerhalb 
von drei Monaten nach der Bekanntmachung über das Abräumen und bei Wahlgräbern auch 
innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der Nutzungszeit können die nutzungsberechtigten 
Personen Grabmale und  andere Anlagen selbst entfernen, soweit es sich nicht um Grabmale nach § 
26 handelt. Die Friedhofsverwaltung hat keinen Ersatz für Grabmale und andere Anlagen zu leisten. 
Sie ist auch nicht zur Aufbewahrung abgeräumter Grabmale und  anderer Anlagen verpflichtet. Die 
Friedhofsverwaltung hat auch keinen Gebührenbetrag zu erstatten, wenn die verpflichtete Person 
selbst abräumt. 
 

§ 26 
 Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale 

 
Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale oder solche, die für die Eigenart des Friedhofs 
Bedeutung haben, werden nach Möglichkeit von der Friedhofsverwaltung erhalten. 
 
 

VIII. Leichenräume und Trauerfeiern 
 
 

§ 27 
Leichenhalle 

 
(1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung oder deren Überführung an 
einen anderen Ort.  
 
(2) Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern keine Bedenken bestehen, in der Leichenhalle 
von einem Beauftragten der Friedhofsverwaltung geöffnet werden. Särge sollen spätestens eine 
halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier geschlossen werden. 
 
(3) Ein Sarg, in dem eine verstorbene Person liegt, die im Zeitpunkt des Todes an einer nach dem 
Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei der der Verdacht einer solchen 
Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat, wird nach Möglichkeit in einem besonderen 
Raum aufgestellt. Der Sarg darf nur mit schriftlicher Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde 
geöffnet werden. 
 

§ 28  
Benutzung der Friedhofskapelle 

 
(1) Für Trauerfeiern steht die Friedhofskapelle zur Verfügung. 
 
(2) Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen. 
 
(3) Die Aufbahrung des Sarges kann versagt werden, wenn die verstorbene Person zum Zeitpunkt des 
Todes an einer nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihr der 
Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken 
wegen des Zustandes der Leiche bestehen. 
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IX. Haftung und Gebühren 
 
 

§ 29 
Haftung 

 
(1) Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, die durch nichtordnungsgemäße Benutzung des 
Friedhofes, seiner Anlagen und Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. Im 
Übrigen haftet der Friedhofsträger nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 
 
(2) Die Nutzungsberechtigten haften für alle Schäden, die durch von ihnen oder in ihrem Auftrag er-
richtete Grabmale und andere Anlagen entstehen.  
 

§ 30 
Gebühren 

 
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sind Gebühren nach der jeweils geltenden 
Friedhofsgebührenordnung zu entrichten. 
 
 

X. Schlussvorschriften 
 
 

§ 31 
Inkrafttreten 

 
Diese Ordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen Genehmigung zum 1. des auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgenden Monats in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Friedhofsordnung außer 
Kraft. 
 
Arle, den 02.08.2023 
 
Der Kirchenvorstand: 
 
Rolffs     de Vries 
Vorsitzende    Kirchenvorsteherin 
 
 

Kirchenaufsichtliche Genehmigung 
 
Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemäß § 66 Abs. 3 Nummer 2 der 
Kirchengemeindeordnung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers kirchenaufsichtlich genehmigt. 
 
Norden, den 26.09.2023 
 
Der Kirchenkreisvorstand 
 
Neumann    Cuno 
Vorsitzender    Kirchenkreisvorsteherin 
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Friedhofsgebührenordnung 
für den Friedhof der Evangelisch-lutherischen 

Bonifatii-Kirchengemeinde Arle in Arle 
 
Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe 
(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und § 30 der 
Friedhofsordnung für den Friedhof der Evangelisch-lutherischen Bonifatii-Kirchengemeinde Arle hat 
der Kirchenvorstand am 02.08.2023 folgende Friedhofsgebührenordnung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 6 aufgeführte 
Leistungen der Kirchengemeinde werden Gebühren nach dieser Gebührenordnung erhoben. 
 

§ 2 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist, 

1. wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung beantragt oder 
durch ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat, 

2. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat, 
3. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung 

übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist, 

1. wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen wird, 
2. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung 

übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

 

§ 3 
Entstehen der Gebührenschuld 

 
(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung des 
Nutzungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte bzw. bereits mit der Verlängerung des 
Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der Grabstätte. 

(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme der 
jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung. 

(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der 
Verwaltungshandlung. 

 
§ 4 

Festsetzung und Fälligkeit 
 

(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren sind innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides zu zahlen. 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und Leistungen 
verweigern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder eine entsprechende 
Sicherheit nicht geleistet ist. 
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(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 
 

§ 5 
Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren 

 
(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so kann für jeden 
angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten rückständigen 
Gebührenbetrages erhoben werden; abzurunden ist auf den nächsten durch 50,00 Euro teilbaren 
Betrag.  

(2) Für schriftliche Mahnungen ist der dafür anfallende Aufwand durch den Gebührenschuldner oder 
die Gebührenschuldnerin zu erstatten.  

(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 und 3 werden im 
Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der 
Vollstreckungsschuldner bzw. die Vollstreckungsschuldnerin zu tragen. 

 
§ 6 

Gebührentarif 
 

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten -je Grabstelle-: 

1. Reihengrabstätten: 
a) Sarg, für 30 Jahre: ------------------------------------------------------------------------------------------- 900,00 € 
c) Kind, für 30 Jahre: ------------------------------------------------------------------------------------------- 225,00 € 
e) Urne, für 30 Jahre: ------------------------------------------------------------------------------------------ 225,00 € 
 

2. Wahlgrabstätten: 
a) Sarg, für 30 Jahre: ---------------------------------------------------------------------------------------- 1.200,00 € 
b) für jedes Jahr der Verlängerung: ------------------------------------------------------------------------- 40,00 € 

c) Kind, für 30 Jahre: ------------------------------------------------------------------------------------------- 300,00 € 
d) für jedes Jahr der Verlängerung: ------------------------------------------------------------------------- 10,00 € 

e) Urne, für 30 Jahre: ------------------------------------------------------------------------------------------ 300,00 € 
f) für jedes Jahr der Verlängerung: -------------------------------------------------------------------------- 10,00 € 
 

3. Rasenwahlgrabstätten: 
a) Sarg, für 30 Jahre: ---------------------------------------------------------------------------------------- 1.800,00 € 
b) für jedes Jahr der Verlängerung: ------------------------------------------------------------------------- 60,00 € 

c) Urne, für 30 Jahre: ------------------------------------------------------------------------------------------ 450,00 € 
d) für jedes Jahr der Verlängerung: ------------------------------------------------------------------------- 15,00 € 
 
Nacherwerbsgebühr für die Umwandlung einer Wahlgrabstätte in eine pflegefreie Rasengrabstätte 
(zuzüglich Ablösung der Friedhofsunterhaltungsgebühr in Höhe von 12,50 Euro je Grabstelle und 
Jahr bei Grabstätten, die vor Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung erworben/verlängert 
wurden: 
 
e) je Sarggrabstelle und Jahr der verbleibenden Nutzungsdauer: ----------------------------------- 20,00 € 
f) je Urnengrabstelle und Jahr der verbleibenden Nutzungsdauer: ----------------------------------- 5,00 € 
 

4. Urnenbaumgrabstätten: 
a) für 30 Jahre: -------------------------------------------------------------------------------------------------- 750,00 € 
b) für jedes Jahr der Verlängerung: ------------------------------------------------------------------------- 25,00 € 
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Hinweise: 
1. Überschreitet bei zusätzlicher Beisetzung einer Urne in einer bereits belegten Grabstätte die 

neue Ruhezeit die bisherige Nutzungszeit, wird eine Gebühr nach vorstehenden Sätzen für jedes 
Jahr der Anpassung an die neue Ruhezeit erhoben, bei mehrstelligen Grabstätten für jede Stelle. 

2. Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen Kalenderjahren 
möglich. 

3. Die Gebühren für den Erwerb, Wiedererwerb, die Umwandlung und die Verlängerung von 
Nutzungsrechten werden für den gesamten Zeitraum im Voraus erhoben. 

 
 
II. Gebühren für die Beisetzung 

(für das Ausheben und Verfüllen der Gruft, Abräumen der Kränze und der überschüssigen Erde): 

1. für eine Erdbestattung: 
a) bei Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr: ------------------------------------------- 145,00 € 
b) bei Verstorbenen ab dem 6. Lebensjahr: ----------------------------------------------------------- 465,00 € 

2. für eine Urnenbeisetzung: --------------------------------------------------------------------------------- 75,00 € 
 
 
III. Gebühren für die Benutzung der Leichenkammer/Friedhofskapelle: 

1. Nutzung der Leichenkammer, je Nutzung: ------------------------------------------------------------------ 80,00 € 
2. Nutzung der Friedhofskapelle, je Trauerfeier:------------------------------------------------------------ 185,00 € 
 
 
IV. Friedhofsunterhaltungsgebühr  

Für die laufenden Bewirtschaftung und Pflege des Friedhofes und seiner Einrichtungen 
(Personalkosten der Unterhaltung sowie Sachkosten wie Material für Aus- und Nachbesserungen, 
Nachpflanzungen, Abfallentsorgung, Kraftstoffe sowie anteilige Verwaltungs- und sonstige 
Betriebskosten, die nicht bereits über die Nutzungsrechtsgebühren abgedeckt sind), 

 

für ein Jahr – je Grabstelle -:  -------------------------------------------------------------------------------------- 12,50 € 

 

Die Friedhofsunterhaltungsgebühr gilt nur für die Nutzungsrechte an Grabstätten, die bereits vor 
Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder 
verlängert wurden (Altfälle). Bei Neuerwerb und für Verlängerungszeiten ab Inkrafttreten dieser 
Friedhofsgebührenordnung wird keine Friedhofsunterhaltungsgebühr mehr erhoben. Die Kosten der 
laufenden Unterhaltung des Friedhofes sind dann in den Nutzungsrechtsgebühren enthalten. 

Die Friedhofsunterhaltungsgebühr kann zu Hebungszeiträumen von bis zu drei Jahren 
zusammengefasst werden. 

Die laufenden Gebühren können für die Restlaufzeit des Nutzungsrechtes mit der Zahlung des 
Gesamtbetrages abgelöst werden. 

 

V. Sonstige Gebühren: 

 1. Jährliche Gebühr für das Mähen einer nicht in eine Rasengrabstätte umgewandelten, aber 
abgeräumten Grabstätte (Altfälle), deren Ruhe- und Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist: 

a) Bei Sarggrabstätte – je Grabstelle: -------------------------------------------------------------------------- 20,00 € 
b) Bei Kinder- und Urnengrabstätten – je Grabstelle: ------------------------------------------------------ 5,00 € 



- 564 - 

 2. Grabmalgenehmigung (beinhaltet die Verleihung des Rechts auf Aufstellung, die Abräumung und 
Entsorgung des Denkmals und der Einfassungen durch den Friedhofsträger): 

a) Einzelgrabstätte: ----------------------------------------------------------------------------------------------- 120,00 € 
b) Doppelgrabstätte: --------------------------------------------------------------------------------------------- 150,00 € 
c) für jede weitere Stelle, zuzüglich: --------------------------------------------------------------------------- 30,00 € 

 3. Sargträger - je Sargträger: ------------------------------------------------------------------------------------- 38,50 € 

 5. Organistendienst - je Trauerfeier-: -------------------------------------------------------------------------- 45,00 € 

  
VI. Verwaltungsgebühren:     

Pauschale für Verwaltungstätigkeiten (z.B. Umschreibungen des Nutzungsrechts, Umwandlung der 
Grabart, Anschriftenermittlung, etc.): --------------------------------------------------------------------------- 15,00 € 
 
VII. Sonstige Entgelte*:     

Besonderer/zusätzlicher Arbeitsaufwand, je angef. ½ Arb.stunde: ------------------------------------ 15,00 €* 
 

* Sofern und soweit der Friedhofsträger der Umsatzsteuerpflicht unterliegt, wird für die aufgeführten 
Gebührenpositionen zusätzlich die gesetzliche Umsatzsteuer in der jeweils gültigen Fassung erhoben 
und separat ausgewiesen (z. Zt. 19%). 

 
§ 7 

Zusätzliche Leistungen 
 

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von der Friedhofsverwaltung nach dem 
jeweiligen Aufwand berechnet.  
 

§ 8 
Schlussvorschriften 

 
(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung zum 01. des auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgenden Monats in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die bisherige Friedhofsgebührenordnung 
in der Fassung vom 05.09.2018 außer Kraft. 
 
Arle, den 02.08.2023 
 
Der Kirchenvorstand 
 

Rolffs    de Vries 
Vorsitzende   Kirchenvorsteherin 
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Kirchenaufsichtliche Genehmigung 
 
Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wird hiermit gemäß § 66 Abs. 3 Nummer 2 der 
Kirchengemeindeordnung der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers kirchenaufsichtlich genehmigt. 
 
Norden, den 26.09.2023 
 
Der Kirchenkreisvorstand 
 
Neumann   Cuno 
Vorsitzender   Kirchenkreisvorsteherin 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 – 13, 26603 Aurich 
Bezugspreis: Jährlich 150,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Einzelexemplar: 3,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr für den Erscheinungstag Freitag der Woche. 
Manuskripte für die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbüro des Landkreises Aurich, Fischteichweg 
7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.  
Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 


